
Die Welt blickt auf China und Tibet

Fernwirkungen eines Mythos
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Mit der Vergabe der Olympischen Spie-
le steht China noch stärker als bisher
im Licht und im Interesse der Welt-
öffentlichkeit. In unserer Tagung wur-
de weniger auf außen- und sicherheits-
politische Zusammenhänge eingegan-

„68 lässt uns nicht kalt“. Diese These von
Akademiedirektor Heinrich Oberreuter fand
Bestätigung in der großen Zahl von Teilnehmern
und in den  kontroversen Diskussionen. Zeitzeu-
gen von beiden Seiten der damaligen Barrikaden
sprachen über die Rebellion der jungen Genera-
tion, den beginnenden Linksterrorismus und
gesellschaftspolitische Fernwirkungen der Stu-
dentenbewegung.

gen, vor allem innenpolitische Heraus-
forderungen wurden thematisiert. Das
Programm bekam durch die beginnen-
den Proteste und Demonstrationen in
Tibet besondere Aktualität.

Internationale Solidarität Zeichnung: Tomicek
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Johano Strasser war 1968
beim Marsch durch die
Institutionen dabei
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Mit völlig neu gestalteten Internetseiten
ist die Akademie seit Anfang April im
Netz. Nicht nur optisch, auch inhaltlich
hat sich einiges verändert. Die Seiten
können täglich aktualisiert werden.
Neben den Programmen bietet die Re-
daktion zusammen mit dem Akademie-
team Hintergrundinformationen zur
Akademie, ihrer Arbeit und Geschichte
sowie aktuelle Berichte, Fotos und Ma-
terialien aus den Tagungen. Ab sofort
sind online-Anmeldungen möglich.
Auch der Akademie-Report findet als
pdf-Datei zum Herunterladen dort sei-
nen Platz. Ausgebaut und erweitert
werden soll der Downloadbereich mit
Serviceangeboten und Texten. Die
Adresse bleibt unverändert: www.apb-
tutzing.de. Für die Redaktion verant-
wortlich ist Pressereferentin Karin Sie-
bert: „Ich freue mich, dass wir nun auch
mit diesem Medium aktuell und detail-
liert Höhepunkte aus dem Tagungs-
geschehen nach außen tragen können
und damit die Attraktivität unseres
Internetauftritts sicher erhöhen.“.   ms

Neuer Internetauftritt

Weitere Themen im Heft:
Crossmedialer
Journalismus      Seite   5
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Thomas Heberer, Politikwissenschaft-
ler an der Universität Duisburg-Essen,
hob hervor, dass die Tibeter nur eine
von 55 Minderheiten in China sind und
die meisten Gruppierungen sich weder
eines charismatischen Oberhaupts wie
den Dalai Lama oder besonderer Be-
achtung der Weltöffentlichkeit erfreu-
en. Ein Kernproblem im chinesischen
Verhältnis zu den Minderheiten ist das

Geschichtsverständnis, die Völker am
Rande des hochkultivierten chinesi-
schen Kaiserreichs seien schlicht „Bar-
baren“, über deren Gebiete der Kaiser-
hof je nach Machtintensität mehr
oder weniger Einfluss ausübte und die
auch nicht direkter Kontrolle unter-
standen. Seit etwa 1720 übt China
allerdings außen- und sicherheitspoli-
tische Oberhoheit in Tibet aus. Die ti-
betische Unabhängigkeitserklärung
nach dem Untergang des chinesischen
Kaiserreichs 1911 wurde von anderen
Staaten nicht anerkannt. Damit war

eine wichtige Voraussetzung für Unab-
hängigkeit nicht gegeben: internationa-
le Anerkennung. Das besondere an der
Tibetproblematik: einerseits gibt es
dort für China interessante Rohstoffe
und andererseits fehlt ein Rechtsan-
spruch auf Unabhängigkeit, was aber
auch dem chinesischen Staatsverständ-
nis zuwiderlaufen würde. Eine Lösung,
so Heberer, wäre ein Zustand wie vor

1911: Tibet verwaltet sich selbst, die
Außen- und Sicherheitspolitik wird
aber von Peking wahrgenommen.

Marianne Heuwagen, Direktorin des
Deutschlandbüros von Human Rights
Watch zweifelte, ob China seine Ver-
sprechen einlösen wird, die im Zuge der
Olympiabewerbung gegeben wurden.
Bezüglich der Situation der Menschen-
rechte in China hätten sich zwar Ver-
besserungen ergeben, es existiere aber
immer noch keine unabhängige Justiz.
Es gebe keine Unschuldsvermutung

nach westlichem Rechtsverständnis
und in „schnellen Verfahren“ werde oft
ohne Anhörung und ohne Verteidiger
abgeurteilt. In China werde zudem bis
heute gefoltert und es würden mehr
Todesstrafen verhängt und vollstreckt
als in der restlichen Welt. Von Presse-
freiheit könne keine Rede sein. Jour-
nalisten würden bei der Arbeit zu-
mindest behindert, häufig auch in-

haftiert – das entspreche nicht
den Regeln des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC).

Buddhismus
ist „chic“

Hans van Ess, Sinologe an der
Münchner Universität,  erläuter-
te, dass sich China als durchaus
toleranter Staat in Bezug auf
Religionen wahrnehme. Bud-
dhismus, Daoismus, Islam, Pro-
testantismus und Katholizis-
mus sind die fünf „legalen“ Re-
ligionen Chinas. Heute, im Zuge

der kapitalistischen Auswüchse des
modernen China, sei Religion sogar
willkommen gegen Werteverfall und
„geistiges Vakuum“, führte Ess aus.
Religion allerdings muss Patriotismus
befördern und das Machtmonopol des
Staates darf keinesfalls angetastet
werden. Die negativen Erfahrungen
mit dem westlichen Kolonialismus im
19. Jahrhundert und später etwa der
Fall der Mauer in der DDR haben die
chinesische Führung von den Gefah-
ren überzeugt, die von ausländischem
Einfluss und von Kirchen ausgehen

Beijing 2008 – die Welt blickt auf China
Minderheiten, Religion und innenpolitische Herausforderungen in China

Mit der Vergabe der
Olympischen Spiele
steht China noch stär-

ker als bisher im Licht und im
Interesse der Weltöffentlichkeit.
Bislang prägten unterschiedli-
che Wahrnehmungen unser Chi-
nabild: Von der nächsten Wirt-
schaftssupermacht, die rück-

sichtslos ihre Interessen sichert
und durch die militärische Mo-
dernisierung eine Bedrohung
zumindest für die Nachbarregi-
on darstellt, bis zu einem meist
rationalen internationalen Ak-
teur, der sowohl Marktchancen
als auch Investitionsmöglichkei-
ten bietet. In unser Tagung wur-

de weniger auf außen- und si-
cherheitspolitische Zusammen-
hänge eingegangen, vor allem
innenpolitische Herausforde-
rungen wurden thematisiert.
Das Programm bekam durch die
beginnenden Proteste und De-
monstrationen in Tibet beson-
dere Aktualität.

Zeichnung: Stuttmann
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können. Religiöse Aufstandsbewe-
gungen gehören, so Ess, zu den
schlimmsten Albträumen für Chinas
Regierung. Dies sei auch mit ein
Grund, warum die Falun-Gong-Sekte
brutal verfolgt und seit 2001 sogar als
terroristische Vereinigung
bezeichnet wird. Buddhis-
mus ist in China fast
wieder chic, die Klöster
florieren, die Kommerzi-
alisierung kennt keine
Grenzen. Er passe ja auch
gut in die Forderung nach
einer „harmonischen Ge-
sellschaft“. Der Dalai
Lama allerdings verzerrt
nach Ansicht der chinesi-
schen Regierung das Bild
des Buddhismus und be-
treibt Separatismus – in
China ein Verbrechen.

Macht in Konzernen

Markus Taube, Experte für ostasiati-
sche Wirtschaft an der Universität
Duisburg-Essen, stellte die Frage:
Steht ein Ende des Wachstums bevor
oder gibt es derzeit „nur“ eine Ver-
schnaufpause der neuen Wirtschafts-
supermacht? China hat seit 30 Jahren
ein Realwachstum von 10 Prozent.
Kein Land trägt gegenwärtig mehr zum
globalen Wachstum bei. Chinas Wirt-
schaft steht aber auch vor vielfältigen
Problemen: „Faule“ Kredite, eine ver-
steckte Inflation, ein erheblich über-
zeichneter Aktienmarkt und eine un-
genügende  Infrastruktur.
Weitere Probleme sind die abnehmen-
de zentrale Kontrolle, die Umweltzer-
störung und Ineffizienz nicht ausrei-
chend verfolgt und die konzentrierte
Macht von Regierung und Wirtschaft
in den großen Staatskonzernen. Auch
die Regierung hat Ungleichgewichte
und Gefahren erkannt und versucht in
einer neuen „harmonischen Gesell-
schaft“ den ökologischen und demo-
graphischen Problemen, der Korrup-
tion und den Mängeln im Sozial- und
Justizsystem und der Verwaltung zu
begegnen.
China brauche neue Wachstumsmoto-
ren, mehr Wertschöpfung im Land, In-
novationskraft und ein besseres Bil-
dungssystem.

Christoph Müller-Hofstede von der
Bundeszentrale für politische Bildung
stellte die kritische akademische Dis-
kussion in China und die „neuen Intel-
lektuellen“ Yu Keping, Pan Wie, Wang
Hui und Yan Xuetong dar. Alle gehö-

ren führenden Universitäten oder For-
schungsinstitutionen des Landes an.
„What does China think?“ ist nicht nur
der Titel eines erfolgreichen Buches,
es ist auch eine der grundlegenden Fra-
gen, um China und die Erwartungen
der Chinesen in Bezug auf die Olym-
pischen Spiele zu verstehen.

Patriotismus, Enttäuschung über den
Westen und die Frage nach China als
ordungspolitischer Alternative zum
westlichen Modell im Kreis der Welt-
mächte sind wichtige Themen. Die
„neuen Intellektuellen“ haben Erfah-
rungen mit der Kulturrevolution in den
1960er Jahren und mit dem Aufstand
auf dem Platz des Himmlischen Frie-
dens in Peking 1989. Viele haben im
Ausland studiert und verfügen jetzt
über Einfluss in China.

Die Forderung nach Demokratie und
einem Rechtssystem, das diese Be-
zeichnung verdient, ist zentral, aller-
dings unter Berücksichtigung der chi-
nesischen Besonderheiten. Die Angst
vor Chaos – ein historisches und na-
tionales Trauma – erklärt die Ein-
schränkungen. Relativ offen wird Kri-
tik an der neuen sozialen Ungerechtig-
keit, der „neuen Klassengesellschaft“
und an Korruption geübt. Als Fazit ist
zu ziehen, so Müller-Hofstede: China
verändert die Welt wirtschaftlich, po-
litisch und kulturell. Die ideologische

Dominanz des Westens ist nicht mehr
selbstverständlich.

Internet streng
überwacht

80 bis 90 Prozent der
Informationen in China
gelten immer noch als
„geheim“ – keine guten
Voraussetzungen für
das Internet. Junhua
Zhang, Politikwissen-
schaftler an der Univer-
sität Zhejiang, be-
schrieb, wie Kontrolle
in einem Land funktio-
niert, das bis heute kein
Pressegesetz hat: durch
die Kommerzialisie-
rung der Zeitungen, Be-
stechung und Selbst-
zensur. Chinesen sind

gut über das Ausland informiert, erfah-
ren vielleicht auch noch etwas über an-
dere Provinzen, aber wenig über das
eigene Umfeld. Kritik im Inland ist
nicht erwünscht. Das Internet schafft
aber durch seinen „Bottom-Up-An-
satz“ fast so etwas wie eine neue Ge-
sellschaft durch Multimedia und die
Abwesenheit zeitlicher Einschränkun-
gen. Die Internetpolizei allerdings ist
rabiat. Es gibt eine besondere „memo-
ry-policy“ und Provider werden unter
Umständen mit Strafen belegt. Die
Kommunikation mit dem Ausland wird
besonders überwacht, Verschlüsse-
lungsprogramme sind oft verboten.

Verlust von kollektivem
Gedächtnis

„Verbotene“ Themen betreffen die
Kommunistische Partei und die Staats-
führung, Tibet, Taiwan, Xinjiang und
die Außenpolitik. Erlaubt dagegen sind
Börseninformationen, Berichte über
das Ausland, Klatsch und Tratsch über
Promis und Übersetzungen aus auslän-
dischen Medien. China drohe aber
durch das lückenhafte Wissen der Jün-
geren und die Beliebigkeit des Inter-
nets sein kollektives Gedächtnis zu
verlieren. Das sei tragisch für ein Land
mit einem so starken historischen Be-
wusstsein.

Saskia Hieber

Marianne Heuwagen: „Von
Pressefreiheit kann in
China keine Rede sein“

Hans van Ess: Religion will-
kommen gegen Werteverfall
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Crossmedia – ein Schlagwort
verzaubert die Medienbranche
und erobert Kongresse und

Tagungen. Verleger und Journalisten
von Tageszeitungen erhoffen sich
vom Einstieg ins multimediale Zeital-
ter die Rückkehr verlorener Leser –
insbesondere in der jungen Generation.
Märkte müssen besetzt werden, bevor
es andere tun. Radio- und Fernsehsen-
der liefern Begleittexte und Zusatzin-
formationen als Zuschauerservice mit
Mehrwert im Internet. Umgekehrt pro-
duzieren Printredaktionen Nachrich-
tenfilme für die Online-Tochter. Die
Medien kreuzen sich; die alten Gren-
zen werden fließend und verschwim-
men zunehmend.

Mediale Grenzen
überschritten

Der Darmstädter Journalistikprofessor
Klaus Meier gab Einblicke in verschie-
dene nationale und internationale Re-
daktionen. Für ihn ist die multimedia-
le Crossmedia-Zukunft vor allem eine
Frage der redaktionellen Organisation.
Er hat unterschiedliche Modelle vor-
gefunden: von der reinen Koordinati-
on zwischen Print- und Online-Produkt
(wie Der Standard in Wien) bei weiter
an sich getrennten Redaktionen, über
die Kollaboration, also der engen Zu-
sammenarbeit wie bei der Hessisch-
Niedersächsischen Allgemeinen
(HNA) in Kassel oder beim Saarlän-
dischen Rundfunk. Die Palette reicht
weiter bis hin zur vollständigen Inte-
gration bisher getrennter Redaktionen
(Die Welt, Daily Telegraph). Hier ar-
beiten themenorientierte Teams mehr-
medial – mediale und redaktionelle
Grenzen werden überschritten.

Meier betonte, es müsse einen Wech-
sel geben vom produktionsorientierten
Arbeiten bis zum Andruck hin zur

Nachrichtenbearbeitung rund um die
Uhr. Themen müssten frühzeitig ge-
plant werden. Die Sorge, dass die
schnelleren online-Medien die Print-
produkte „kannibalisieren“, bestünde
zu Unrecht. Aus- und Weiterbildung
solle vor allem zwei Aspekte haben:
das neue Denken und Planen für ver-
schiedene Plattformen und das Trai-
nieren neuer journalistischer Techni-
ken und Formate. Zeitungsjournalis-
ten müssten Video und Audio lernen
und die Logik des Internets begreifen.

360-Grad-Denken

Live zugeschaltet via Internet aus Lon-
don (siehe Kasten) wurde BBC-Re-
dakteur Tim Weber, der für die ver-
schiedenen journalistischen Plattfor-
men auch Experten braucht: „Große
Projekte müssen bi- und trimedial be-
arbeitet werden. Korrespondenten
sollten multimedial arbeiten können.“
Multimediales und crossmediales Ar-
beiten bedeute optimale Nutzung der
Ressourcen. Journalisten dürften aber

Crossmedia verändert den Journalismus
Journalistenausbilder diskutieren über Konsequenzen

45 Journalistenausbilder aus ganz Deutschland tauschten in der
Akademie ihre Erfahrungen mit crossmedialem Arbeiten in Redak-
tionen aus. Neben dem aktuellen Stand in Zeitungen und Rundfunk-
sendern waren Zukunftsperspektiven journalistischer Qualität und
die speziellen Herausforderungen für die Aus- und Weiterbildung
die Schwerpunkte der Vorträge und Diskussionen.

Journalistikprofessor Klaus Meier:
keine „Kannibalisierung“ der Me-
dien zu befürchten

408 Quadratmeter für 56 Redakteure – der gemeinsame Newsroom für
drei Tageszeitungen: Welt, Welt kompakt, Berliner Morgenpost und eine
Sonntagszeitung: Welt am Sonntag     Foto: Meier
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auch nicht überfordert werden. Man
müsse die Mitarbeiter zu einem „360-
Grad-Denken“ erziehen und ein „digi-
tales Bewusstsein“ herstellen. Dazu ge-
höre auch Mut zum Scheitern und zum
Ausprobieren. Ständige Fortbildung
und Trainieren der neuen Arbeitsabläu-
fe seien wichtige Voraussetzungen für
das Gelingen crossmedialer Projekte.
Der Inhalt und die Qualität habe wei-
ter Vorrang, nicht die Technologie.

Mercedes Bunz ist online-Chefin des
Berliner „Tagesspiegel“. Nach ihrer
Überzeugung kommen die alten Me-
dien nicht an gut gemachten crossme-
dialen Internet-Auftritten vorbei, wenn
sie die jüngere Leserschaft nicht kom-
plett verlieren wollen: „Die Jungen le-
sen entweder online oder gar keine Zei-
tung.“ Und sie lesen anders. Sie nut-
zen mehrere Quellen.

Gelungene Premiere: „Hier spricht die BBC London...“
Erste Telefon-Videokonferenz bei einer Akademietagung

Zum ersten Mal wurde ein Referent
bei einer Akademietagung mit Hil-
fe der Internettelefonie und einer
Kamera online ins Programm ein-
gespielt.
Passend zum Thema „Crossmedia
als Herausforderung für die journa-
listische Aus- und Weiterbildung“,
bei dem es um multimedialen Jour-
nalismus im Internet geht, wurde
der BBC-Redakteur Tim Weber live
aus London zugeschaltet. Er kom-
mentierte seine vorab gelieferte
Präsentation, die er über die instal-
lierte webcam verfolgen konnte.
Gleichzeitig sahen und hörten ihn
die Tagungsgäste in seinem Lon-
doner Büro.
Dieses Verfahren ist sicher nur ein
Hilfsmittel, wenn Referenten aus
Termingründen nicht in Tutzing
sein können. Das direkte Gespräch
ist und bleibt unerlässlich für Dis-
kussion und Austausch von Mei-
nungen. Aber als zum Thema pas-
sende Lösung war es ein anschau-

liches Beispiel für die vielfältigen tech-
nischen Möglichkeiten der neuen, di-
gitalen Medienwelt.
Technisch wurde die Live-Zuschaltung
des Londoner Referenten über die kos-
tenfrei erhältliche, proprietäre Voice-
over-IP-Software Skype realisiert, die
auch Videotelefonie unterstützt. Via
Internet sind damit gebührenfreie Te-
lefonate von Computer zu Computer
möglich.
Bei der Einrichtung hat sich als vor-
teilhaft erwiesen, dass Skype die TCP-
Ports 80 und 443 zum Verbindungs-
aufbau verwenden kann. Diese Ports
werden regelmäßig für das Surfen im
World Wide Web genutzt und sind des-
halb häufig bereits frei geschaltet. Das
erleichtert nicht nur die Einrichtung,
sondern trägt dazu bei, dass Skype
auch hinter Firewalls und NAT-Rou-
tern läuft. Die Software arbeitet zudem
mit jeder Standard-Headset- oder Mi-
krofon-Lautsprecher-Konfiguration.
Praktischerweise werden die in das
Betriebssystem eingebundenen Einga-

begeräte erkannt. Für die Video-
übertragung wurde eine digitale
Standard-Webcam von Logitech
verwandt. Positiv überraschte die
über den gesamten Vortrag anhal-
tend gute Sprachqualität, wobei
während der PowerPoint-Präsenta-
tion empfängerseitig das Videosig-
nal ausgeblendet wurde.
Ungeachtet der genannten techni-
schen Vorteile muss man sich dar-
über im klaren sein, dass die Ver-
wendung von proprietären Proto-
kollen stets mit Risiken verbunden
ist. Nicht von ungefähr wird die von
Skype eingesetzte Peer-to-Peer-
Technologie von IT-Verantwortli-
chen als sicherheitstechnisch frag-
würdig eingestuft und kommt des-
halb in vielen Unternehmensnetz-
werken nicht zum Einsatz. Hinzu
treten die nicht unerheblichen An-
forderungen an Übertragungsband-
breite und der zusätzlich generierte
Datenverkehr.

Michael Schröder /
Steffen H. Elsner

Die direkte Rückkopplung mit dem
Leser über watchblogs und Leserkom-
mentare führt nach ihrer Auffassung
zu hoher Qualität und einer guten De-
batte über Journalismus. Aber online-
Journalismus ist nur dann gut, wenn die
Texte der Printausgabe umgeschrieben
und an das Medium angepasst werden.
Und wenn er die vielfältigen Möglich-
keiten des multi- und crossmedialen
Auftritts optimal nutzt.

Wird nun der Journalist der Zukunft
zur eierlegenden Wollmilchsau? Im
Fall der Zusammenarbeit von Redak-
tionen muss der Journalist für mehre-
re Medien (also für die Druckausgabe
wie auch die Internetversion ein-
schließlich Film und Ton) denken und
planen können, es gibt aber noch Spe-

zialisten für die praktische Ausführung.
Bei der vollständigen Integration müs-
sen auch möglichst viele Journalisten
für verschiedene Medien praktisch
produzieren können.

Nicht zum Nulltarif

Über die Konsequenzen für die Jour-
nalistenausbildung wurde in drei Ar-
beitskreisen diskutiert. Schnell war
man sich einig, dass wegen neuer Me-
dien und Verbreitungswege der Jour-
nalismus nicht neu erfunden werden
muss. Im Gegenteil: das klassische
Handwerkszeug (Nachrichten schrei-
ben, Recherche, Interview) wird wei-
ter intensiv gelehrt und gelernt werden.
Dies sei für die Sicherung von Quali-
tät unerlässlich.

Vorträge und Materialien aus der Tagung im Internet unter:
http://web.apb-tutzing.de/apb/cms/index.php?id=41#c88269
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Der größte Teil der bisherigen Lernin-
halte wird Bestand haben. Dazu kommt
allerdings ein sich ständig verändern-
der Anteil journalistischer Innovation
und Veränderungsbereitschaft. In der
multi- und crossmedialen Aus- und
Weiterbildung für Print, Podcast und
Video müssen zukünftig mehrere Rol-
len trainiert werden.Gabriele Bartelt-
Kircher, Leiterin der Journalistenschu-
le Ruhr, nennt die wichtigsten: Chro-
nist, Kritiker, Lotse zu Mehrwissen im
Nachrichtendschungel, Rechercheur,
Qualitätssicherer und Kommunikator.

Verlegern und Geschäftsführern müs-
se klar gemacht werden, dass das Be-
setzen neuer Geschäftsfelder und Me-
dien nicht zum Nulltarif zu haben sei.
Investitionen in die ständige multime-
diale Fortbildung der Mitarbeiter sei-
en dringend nötig. Weiterbildung müs-
se forciert und nachhaltig gestaltet
werden, um ein Umdenken zu errei-
chen.

Michael Schröder

Schlusspodium zum Thema: Crossmedia – Zukunft des Journalismus (von
links: Mercedes  Bunz, online-Chefin beim Berliner Tagesspiegel, Volker
Matthies, online-Redakteur beim Bayerischen Rundfunk, Hans-Jürgen
Jakobs, Chefredakteur sueddeutsche.de, Journalistik-Professor Walter
Hömberg, Kath. Universität Eichstätt, Gabriele Bartelt-Kircher, Leiterin der
Journalistenschule Ruhr, Ludwig Maaßen, Ausbildungschef beim Bayer-
ischen Rundfunk und Tagungsleiter Michael Schröder

Unser Kerngeschäft ist das
Gleiche, wenn auch mit unter-
schiedlichen Mitteln: Bildung

außerhalb des Schul- und Hochschul-
wesens. Obwohl sich die gesellschaft-
liche Realität und die politischen Sonn-
tagsreden in erfreulicher Übereinstim-
mung befinden, wenn es um die immer
noch wachsende Notwendigkeit von
Bildung geht – das „Geschäft“ mit
der Bildung hat nach wie vor keine
einfachen Rahmenbedingungen. Hier
braucht man Mitstreiter. Und es ist
vielleicht sogar so, dass Institutionen
wie die Akademie für Politische Bil-
dung Tutzing die Unterstützung von
BR Alpha nötiger haben, als umge-
kehrt.

Ausstrahlungen von Veranstaltungen
und Ereignissen der Akademie über
den Bildungskanal erreichen eine Brei-
tenwirkung, wie wir sie sonst naturge-

geben nie haben. 98 Prozent der Haus-
halte in Bayern, 60 Prozent in der gan-
zen Bundesrepublik empfangen BR
Alpha, mehrere hunderttausend Men-
schen werden auf diesem Weg täglich
erreicht.

Zehn gemeinsame Jahre, zu denen wir
eigentlich auch uns selbst gratulieren
müssten – die Zusammenarbeit mit
dem BR ist insgesamt hervorragend.
Regelmäßig berichten BR-Journalisten
als Referenten auf unseren Tagungen
von ihrer Arbeit.

Mit leichter Verwunderung muss man
feststellen, dass der Knopfdruck im
Januar 1998 erst zehn Jahre her ist. Das
Gefühl suggeriert, BR Alpha hätte es
irgendwie schon immer gegeben.

Man muss es als frohe Botschaft be-
trachten, dass sich der Bayerische Staat
die Akademie für Politische Bildung

10 Jahre Bildungskanal BR Alpha
Zusammenarbeit mit der Akademie für beide Seiten ein Gewinn

weiterhin ohne zu wanken, wie das
Gesetz es befiehlt, als unabhängige
Einrichtung „leistet“ und dass sich der
Bayerische Rundfunk seinen Bil-
dungskanal weiterhin – hoffentlich
auch ohne wanken – „leistet“. Eine
Allianz zwischen solchen Häusern
kann für alle nur inhaltlichen Gewinn
bedeuten.

„Der Bayerische Rundfunk ist stolz
auf seinen Bildungskanal!“ resümiert
BR-Fernsehdirektor Gerhard Fuchs.
Zu Recht, meint auch die Akademie
für Politische Bildung Tutzing. Wir
wünschen uns noch viele gute Zusam-
menarbeit mit den Kolleginnen und
Kollegen von BR Alpha. Dem Sender
selbst wünschen wir, dass die nächs-
ten zehn Jahre ebenso erfolgreich wer-
den. Die Akademie für Politische Bil-
dung Tutzing gratuliert zum 10-Jähri-
gen!

Karin Siebert
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Hans Peter Schmid, Direktor
des in Garmisch-Partenkir-
chen angesiedelten Teilinsti-

tuts für Atmosphärische Umweltfor-
schung des Instituts für Meteorologie
und Klimaforschung des Forschungs-
zentrums Karlsruhe, sieht es als wis-
senschaftlich erwiesen an, dass der
durch den Menschen verursachte Aus-
stoß an CO2 den natürlichen Treibhaus-
effekt verstärkt und maßgeblich die
weltweite Erderwärmung verursacht.
Werde dieser Trend in den nächsten
Jahrzehnten nicht auf einen Tempera-
turanstieg von zwei Grad Celsius be-
grenzt, seien dramatische Rückkopp-
lungseffekte auf das Klima mit unab-
sehbaren ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Folgen zu erwar-
ten. Welternährung und internationa-
le Stabilität wären infolge einer Ver-
lagerung der Klimazonen, des Wasser-
mangels sowie des Anstiegs des Mee-
resspiegels gefährdet.

Vorreiter Europa

Die Europäische Union versteht sich
im Klimaschutz als Vorreiter. Dies ent-
spricht nicht nur ihrem gewachsenen
Bewusstsein weltweiter Verantwor-
tung, sondern auch wohlgemeintem
Eigeninteresse. Schon jetzt ist in der
Mittelmeerregion vermehrt mit Was-
serknappheit zu rechnen und in ganz
Europa nehmen starke, durch extreme
Wetterlagen verursachte Schäden zu.
Will man den Temperaturanstieg bei

zwei Grad stabilisieren, muss der glo-
bale Ausstoß an Treibhausgasen bis
zum Jahr 2050 um 50 Prozent reduziert
werden.

Martin Weiss von der EU-Kommissi-
on schilderte diese Herausforderungen
eindringlich und stellte die Instrumen-
te vor, die es ermöglichen sollen, das
Zwei-Grad-Ziel zu erreichen. Kein
Weg führe daran vorbei, dass der En-
ergie- und Industriesektor maßgeblich
zur CO2-Reduktion beitragen müssen.
Allgemein setzt sich die Erkenntnis
durch, dass nur international koordi-
niertes Handeln zum Erfolg führen
kann. Martin Weiss hob hervor, dass

die EU – im Gegensatz zu den USA –
bei der Klimakonferenz auf Bali eine
Schlüsselrolle spielte. Dort sei es erst-
mals gelungen, Entwicklungsländer
einzubeziehen, die nun auch bereit sei-
en, Beiträge zu ihrer Emissionsredu-
zierung zu leisten. Die EU alleine kön-
ne die nötige Reduktion der Treib-
hausgasemissionen nicht erreichen.
Sie kann jedoch als Vorreiter fungie-
ren und zeigen, dass eine Entkoppe-
lung von Wirtschaftswachstum und
CO2-Anstieg möglich ist. Das EU-Pro-
gramm für erneuerbare Energien (Cli-
mate Action and Renewable Energy
Package) soll helfen, diese Rolle aus-
zufüllen. So schlägt die Kommission
vor, die Treibhausgase bis zum Jahr
2020 um 20 bis 30 Prozent zu redu-
zieren. Die dritte Phase des Emissi-
onshandelssystems (ETS: Emission
Trading System) solle einen erhebli-
chen Beitrag dazu leisten.
Die positive Wirkung des Paketes ist
nach Martin Weiss überzeugend:
technologische Führerschaft in einer
kohlenstoffarmen Volkswirtschaft und
Verbesserung der Energiesicherheit
durch die Verringerung der Abhängig-
keit von fossilen Brennstoffen. Ent-
scheidend sei jedoch die Vermeidung

Globaler Kampf gegen die Erderwärmung
Experten diskutieren die Folgen für Ökonomie und Ökologie

Al Gores Film „Eine unbequeme Wahrheit“, der vierte Bericht des
Weltklimarats IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change)
und der Report des international renommierten Ökonomen Nicolas
Stern haben beim Klimaschutz einen Bewusstseinswandel in Poli-
tik, Gesellschaft und Wirtschaft eingeleitet. Weitgehender Konsens
herrscht darüber, dass gehandelt werden muss, um die durch den
Menschen verursachte Erderwärmung zu verlangsamen. Strittig ist
jedoch, was und wie viel getan werden muss, und wie die Kosten
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern zu verteilen sind. Dies
waren zentrale Themen einer gemeinsamen Tagung der Akademie
und der Vertretung der EU-Kommission.

Zeichnung: Stuttmann
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von unabsehbaren Kosten, die entste-
hen würden, wenn man nichts unter-
nehme, um den Klimawandel zu stop-
pen. Dies habe jedoch ebenfalls sei-
nen Preis: Die EU-Kommission rech-
ne bis 2020 mit 90 Milliarden Euro
direkten Kosten. Dies entspräche aber
nur 0,6 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts der EU.

Auch Heinrich Hick, Generaldirekti-
on Forschung der EU-Kommission,
wies darauf hin, dass die Entwicklung
neuer kohlenstoffarmer Energietech-
nologien gefördert würde, um einen
Wandel der Energieversorgung zu er-
reichen. Im Rahmen öffentlich-priva-
ter Partnerschaften unterstütze man die
Zusammenführung von technologi-
schem Know-how der Forschungsein-
richtungen, Industrie, Gesetzgeber und
Finanzinstitute. Allerdings decke die
Forschung zur Kernfusion einen gro-
ßen Teil der europäischen Forschungs-
anstrengungen ab, da es sich in diesem
Fall um tatsächlich gemeinsame, also
transnational zu bewältigende For-
schungsanstrengungen handle. Ob die-
se Technologie tatsächlich jemals eine
sichere, nachhaltige und wirtschaftli-
che Energiequelle sein werde, stehe
allerdings noch in den Sternen.

Der ehemalige bayerische Umweltmi-
nister Werner Schnappauf, jetzt Haupt-
geschäftsführer des Bundesverbands
der Deutschen Industrie (BDI), kün-
digte eine „industrielle Revolution“ an.
Der Umstieg auf eine kohlenstoffarme
Wirtschaft sei unumgänglich, die
Schritte dorthin müssten jedoch sorg-
sam gewählt werden. Es sei nicht sinn-
voll, wenn die EU nun zu ehrgeizige
Ziele verfolge, andere Staaten aber wie
die USA oder China weiterhin ihren
CO2- Ausstoß erhöhten. Dies schade
energieintensiven Branchen wie der
Stahlindustrie, bringe aber wenig für
den globalen Klimaschutz. Letztlich
müsse auch die Lastenverteilung zwi-
schen den EU-Staaten immer wieder
geprüft werden.  Hintergrund dieser
Bemerkungen war nicht nur der Streit
um die globalen CO2-Reduktionsziele
– Deutschland fühle sich hier inner-
halb der EU teilweise im Nachteil, so
Schnappauf  –, sondern auch der aktu-
elle Streit um die Emissionsziele in der
Automobilbranche.

Förderprogramme
gefordert

Der BDI-Geschäftsführer verwies auch
auf das hohe Potenzial zur Energieein-
sparung im Gebäudesektor. Hier sei,
wie eine Studie von McKinsey im Auf-
trag des BDI herausgearbeitet habe,
eine CO2-Reduktion kostengünstig zu
erreichen. Deshalb plädierte er für ent-
sprechende Förderprogramme, um die-
se Einsparungspotenziale nutzbar zu
machen. Zudem müssten früher neue
Produkte gekauft werden, die weniger
Energie verbrauchten als die Altgerä-
te. Die deutsche Wirtschaft wolle be-
sonders durch die Entwicklung neuer
klimafreundlicher und kohlenstoffar-
mer Technologien ihren Beitrag zur
Verbesserung des weltweiten Klimas
leisten.

Der Beitrag von Schnappauf deutete
eine Wende des BDI an, der bisher
Initiativen im Klima- und Umweltbe-
reich eher skeptisch bewertete.

Klimaschutz könne mit Energiesicher-
heit einhergehen, denn eine Diversifi-
zierung der Energiequellen und ein
größerer Anteil erneuerbarer Energien
erhöhten nach Weiss die Versorgungs-
sicherheit. Zudem können auch künf-
tig die Abscheidung und Speicherung
von CO2 beispielsweise in leeren Gas-
feldern eine wichtige Rolle bei der
Transformation in eine kohlenstoffar-
me Gesellschaft spielen. Wie prekär
eine Energiediversifizierung sein kann,

betonte Werner Gumpel von der Hoch-
schule für Politik in München. Die
Bedeutung Russlands und der zentral-
asiatischen Staaten für die Energiever-
sorgung Europas sei nicht nur aus
Gründen der geopolitischen Abhängig-
keit, sondern auch insofern bedenklich,
als die Förderbedingungen in diesen
Ländern häufig sehr umweltschädlich
seien.

Atomenergie nicht
durchsetzbar

Eine Alternative, zumindest für den
Übergang, sei – so Gumpel – die Kern-
energie. Sie sei jedoch in Deutschland
aus „politischer und ideologischer
Sicht nicht durchsetzbar“, wogegen
andere EU-Länder (siehe die Koope-
ration Frankreichs und Großbritanni-
ens in diesem Bereich) verstärkt auf
diese Energiequelle setzten und damit
auch industriepolitisch hier ihre Chan-
cen nutzten. Es sei zudem bedenklich,
dass Russland in den nächsten 12 Jah-
ren die Inbetriebnahme von 26 neuen
Atomkraftwerken plane, deren Sicher-
heitsstandard weitaus niedriger als in
Deutschland sei. Im Anschluss an die-
se Ausführungen zeigte die lebhafte
Diskussion mit den Tagungsteilneh-
mern, dass dieses Thema nichts an ge-
sellschaftspolitischer Brisanz in
Deutschland verloren hat.

Auch Roger Kohlmann vom Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirt-
schaft warnte in der abschließenden
Podiumsdiskussion davor, aus der
Kernenergie aussteigen zu wollen und
gleichzeitig die Genehmigung von
neuen Kohlekraftwerken zu behindern.
Dadurch sehe er die Energieversor-
gungssicherheit gefährdet. Andernfalls
müsse Deutschland Strom importieren
und hätte dann keinerlei Einflussmög-
lichkeiten mehr auf die Erzeugungsart
dieser Energie.

Wolfgang Seiler vom Institut für Me-
teorologie und Klimaforschung in
Karlsruhe, regte an, Kernkraftwerke
länger laufen zu lassen, doch die finan-
ziellen Vorteile staatlich abzuschöpfen
und für die Erforschung alternativer
Energien einzusetzen. Dadurch gewän-
ne man Zeit hinsichtlich der CO2-Re-
duktion und Forschung.

Ex-Minister Werner Schnappauf
deutete eine Wende des BDI in
Sachen Klimaschutz an

Fotos: Ofen
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Roger Kohlmann kritisierte den Wi-
derstand der Bevölkerung beim Bau
alternativer Energieanlagen: „Neue
Energiequellen sind in dieser Repu-
blik nur so lange erwünscht, wie sie
sich nicht vor der eigenen Haustüre be-
finden!“ Vielfach würden Infrastruk-
turmaßnahmen deshalb stark verzö-
gert, weil den Behörden Bearbeitungs-
kapazitäten fehlten und die Klagen der
Bürger einen langen Rechtsstreit nach
sich zögen. Den Menschen müsse je-
doch bewusst sein, dass es ohne neue
Infrastruktur keine dezentralen Ener-
giestrukturen geben könne.

Realisierbare Ziele
Harte Fakten zu den Kosten des Kli-
mawandels präsentieren die Studien
von McKinsey und des Umweltbun-
desamtes (UBA). Die McKinsey-Stu-
die wurde in Kooperation mit der Wirt-
schaft erstellt und liefert sehr detail-
liert die Kostenszenarien für einzelne
Branchen. Beide Studien kommen zu
dem Schluss, dass die Ziele der Bun-
desregierung (Reduzierung der Treib-
hausgase bis 2020 um 30 Prozent) re-
alisierbar und auch finanzierbar sind.
Anja Hartmann von McKinsey beton-
te jedoch, dass Reduzierungen über die
30 Prozent hinaus nur mit hohen Kos-
ten und starken Einschnitten in Lebens-
qualität und Wachstum zu erreichen
seien.
Christoph Erdmenger vom UBA sah
dies anders, denn die Ergebnisse der
Studie des Umweltbundesamtes zeig-
ten, dass auch Reduktionen von 40
Prozent im Rahmen der finanzierba-
ren Möglichkeiten lägen. Treibhaus-
gase ließen sich durch innovative
Technik reduzieren, wobei dadurch
auch positive Beschäftigungseffekte
erzielt werden könnten. Die höheren
Kosten der CO2-Reduktion in der
McKinsey-Studie ergäben sich auch
dadurch, dass sie kein verstärktes En-
ergiesparverhalten der Bevölkerung
annehme.

Verschiedene Instrumente, die solche
Verhaltensänderungen herbeiführen
können, stellte Anselm Görres, Vorsit-
zender des Fördervereins Ökologische
Steuerreform, vor. Um die deutschen
Klimaziele zu erreichen, würden laut
Görres die ordnungspolitischen Instru-

mente nicht ausreichen. Ökologische
Steuern verschiedenster Ausprägung
gebe es bereits in den meisten europä-
ischen Ländern. Die Effekte dieser
Steuern könnten auch an deutschen
Beispielen aufgezeigt werden. Wegen
der Ökosteuer auf Mineralöl habe sich
der Treibstoffverbrauch in Deutsch-
land um 16 Prozent verringert. Da man
die Einnahmen aus der Ökosteuer auch
dazu verwende, die Lohnnebenkosten
zu senken, sei zudem die Steuerlast um
vier Prozent gefallen. Ein Aspekt, den
besonders Wirtschaftsvertreter begrüß-
ten.

Ambitionierte Ziele

Weitere positive Erfolge der Ökosteu-
er seien die Schaffung neuer Arbeits-
plätze und die Erhöhung der Energie-
effizienz. Görres gab dem marktkon-
formen Mittel Emissionshandel den
Vorzug vor direkter staatlicher Regu-
lierung. Wolfgang Seiler betonte: „Kli-
maschutz geht über den wichtigsten
Körperteil: den Geldbeutel!“ Auch er
bescheinigte der Bundesregierung, ei-
nen richtigen Weg eingeschlagen zu
haben, befürchtet jedoch Umsetzungs-
schwierigkeiten auf kommunaler Ebe-
ne, die dazu führen könnten, dass die
ambitionierten Ziele scheitern werden.

Ernste und nachdenkliche Worte fand
der Staatssekretär im Bundesumwelt-
ministerium Michael Müller. Er sehe
die Gefahr, dass – allem Aktionismus
zum Trotz – die aufgestellten Ziele in
der Zukunft relativiert werden könn-

ten. Deshalb forderte er, den Klima-
wandel mit anderen großen Themen zu
verbinden und damit eine Dynamik zu
entfalten, um wirtschaftliche, soziale
und ökologische Ziele zu bündeln. Wie
eine solche Dynamik entstehen soll,
ließ er offen. Für ihn ginge es nicht nur
um den Klimaschutz, sondern auch um

eine Neudefinition von Gerechtigkeit,
Wachstum und Freiheit. Die Welt stün-
de am Beginn eines „ökologischen
Jahrhunderts“. Deshalb sei ein Umden-
ken notwendig. Man müsse „weg von
den alten klassischen Versorgungs-
strukturen hin zu einer dezentralen
Struktur des möglichst optimalen Ver-
meidens nicht mehr notwendigen En-
ergieeinsatzes zur Erzeugung einer ge-
wünschten Dienstleistung“.
Ein Energieumbau könne auch große
Chancen für unsere Wirtschaft eröff-
nen. Deutsche Unternehmen hätten im
Umweltbereich einen Marktanteil von
acht bis 30 Prozent, so viel wie keine
andere Volkswirtschaft. Müller warn-
te jedoch davor, sich auf den Erfolgen
auszuruhen. Er gehe davon aus, dass
die USA sehr wohl um den Klimawan-
del wüssten und ihrerseits Forschung
betrieben. Deutschland müsse daher
das Tempo anziehen, um seine Markt-
position zumindest zu halten. Es wer-
de sich also lohnen, das Thema Kli-
maschutz weiterhin im Auge zu behal-
ten. Zumal die Ziele 2030 und 2050
noch weit entfernt und politische Pa-
radigmenwechsel in dieser Zeit nicht
unwahrscheinlich seien.

Caroline Ofen / Wolfgang Quaisser

Staatssekretär Michael Müller:
Neudefinition von Gerechtigkeit,
Wachstum und Freiheit

Anselm Görres: „Wegen der Öko-
steuer auf Mineralöl hat sich der
Treibstoffverbrauch in Deutsch-
land um 16 Prozent verringert“
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Der bekannte Bonner Historiker Hans-
Peter Schwarz stellte eine Erosion des
„Staates“ fest, bedingt vor allem durch
die europäische Integration. Spätestens
seit dem Vertrag von Maastricht sei das
System der territorial definierten und

souveränen Nationalstaaten unterge-
gangen. Trotz unterschiedlicher Inte-
grationsniveaus verschiedener Politik-
felder habe die Europäisierung den Na-
tionalstaaten längst viele Kernbereiche
der Staatlichkeit entzogen und werde
ihnen in Zukunft weitere entziehen –
ohne dass es diesen wirklich bewusst
sei. Der erodierende Staat habe sich
inzwischen fast aller Möglichkeiten
begeben, seinen eigenen Bürgern par-
tikulare Vorteile zu verschaffen.
Zudem nehme die Europäische Union
Züge eines oligarchischen Systems an,
in dem die zentrale demokratische
Sanktionsmöglichkeit der Abwahl der
Regierenden nicht gegeben sei. Vor

diesem Hintergrund setzte Schwarz ein
großes Fragezeichen hinter die Mög-
lichkeit eines europäischen Verfas-
sungspatriotismus bei den Bürgern.

Leitkultur inhaltsleer

Die frühere Bundesjustizministerin und
bayerische FDP-Chefin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger plädierte für
den von Dolf Sternberger geprägten

Begriff des Verfassungspatriotismus,
der sich auf einem republikanischen
Bewusstsein sowie kulturellen und his-
torischen Bindungen begründe. Es be-
stehe die Notwendigkeit einer offensi-
ven Auseinandersetzung mit dieser
Thematik, was auch die Diskussion
über eine deutsche Leitkultur zeige.
Der Begriff der Leitkultur sei inhalts-
leer und den Grund- und Freiheitsrech-
ten des Grundgesetzes unterzuordnen.
Der Wertekonsens des Grundgesetzes
dürfe nicht relativiert werden, und sein
Inhalt in den Diskurs über Patriotismus
einfließen.

Für den früheren sächsischen Minis-
ter Arnold Vaatz ist Verfassungspatri-
otismus eine „Kopfgeburt“. Er stellte
sich die Frage: „Womit identifiziere
ich mich?“ Bereits in der DDR habe
es eine Debatte über den Patriotismus
der Deutschen gegeben. „Das Volk“

sei der Kernbegriff der Identifikation
gewesen, erkennbar an Begriffen wie
„Volkseigentum“ oder „Nationale
Volksarmee“. Der Begriff der Nation
sei in der DDR so thematisiert wor-
den, dass von zwei deutschen Natio-
nen, nämlich einer sozialistischen und
einer kapitalistischen, die Rede gewe-
sen sei.

Bemerkenswert sei auch der Wandel
von der Forderung „Wir sind das Volk“
zu „Wir sind ein Volk“. Dies symboli-
siere eine Hinwendung der Menschen
in der DDR zu einer gesamtdeutschen
Identität, einem gesamtdeutschen Zu-
sammenhalt und  einer Rückbesinnung
auf die historischen Wurzeln. Vaatz
plädierte dafür, ein Denken in Extre-
men zu vermeiden und bezüglich ei-
ner Leitkultur für mehr Gelassenheit.
Durch eine Entdramatisierung des Be-
griffs Patriotismus könne man Wäh-
ler rechtsextremer Parteien zurückge-
winnen.

Patriotismus – Bindekraft oder Sprengsatz?
Hans-Peter Schwarz: Erosion des Staates

Hat Patriotismus in modernen Industriegesellschaften im
Zeitalter der Globalisierung noch einen Platz? Kann er als
Leim in der sich rasch wandelnden Gesellschaft wirken?

Oder ist er ein Sprengsatz zwischen den Nationen und innerhalb
von Gesellschaften? Durch die Tagung zog sich Dolf Sternbergers
„Verfassungspatriotismus“ (siehe dazu Akademie-Report 4-2007,
Seite 29-31) wie ein roter Faden.

Hans-Peter Schwarz: EU immer
mehr ein oligarchisches System Sabine Leutheusser-Schnarren-

berger plädierte für Verfassungs-
patriotismus       Fotos: Kietzmann

Arnold Vaatz: Durch Entdramati-
sierung des Patriotismus Wähler
rechtsextremer Parteien zurückge-
winnen



Akademie-Report 2/2008 12

Das „bessere Ich
der Deutschen“

Auch der Dresdner Politikwissen-
schaftler Hans Vorländer widmete sich
Sternbergers „Verfassungspatriotis-
mus“. Das Grundgesetz finde ange-
sichts der totalitären Erfahrungen als
eine Art Verfestigung des „besseren
Ichs der Deutschen“ im Unterschied
zu Parteien und Parlament weithin
große Akzeptanz. Auch nach der Ver-
einigung der beiden deutschen Staaten
wollte die Mehrheit daran festhalten.
Durch Verfassungspatriotismus werde
Integration von unten erzeugt.

Katharina Körner untersuchte als Ju-
ristin den neuen EU-Vertrag von Lis-
sabon auf Elemente, die einen Euro-
pa-Patriotismus fördern könnten, etwa
den Verweis auf gemeinsame Werte,
die Grundrechte-Charta, die neue EU-
Präsidentschaft, den EU-Außenminis-
ter und das Bürgerbegehren. Alle die-
se Punkte hätten durchaus Identifika-
tionspotenzial, dennoch dürfe man
nicht allzu optimistisch sein. Vor allem
darin, wie der an Bürgervoten geschei-
terte Verfassungsvertrag nun als Ver-
trag von Lissabon an den Bürgern
„vorbeiratifiziert“ werde, sah Körner
einen kritikwürdigen Punkt: „So wird
kein europäischer Patriotismus gestif-
tet“.

Patriotismus mit
Weltanspruch

Referenten aus Frankreich, den USA
und Russland diskutierten „Patriotis-
mus als Bindekraft großer Nationen“.
Der französische Germanist Gilbert
Merlio unterschied zunächst verschie-
dene Formen des Patriotismus in
Frankreich. Von größter Bedeutung sei
der Patriotismus der Resistance. Die-
ser sei der grundlegende Mythos der
französischen Republik und eng mit
Charles de Gaulle als „Retterfigur“
verbunden. Wesentliche Bestandteile
seien die Souveränität, die Größe und
die Stimme Frankreichs in der Welt.
Diese Form eines Patriotismus mit
Weltanspruch werde von der Mehrheit
der Franzosen begrüßt und drücke
sich in einem patriotischen Stolz aus,
der oftmals in einen Antiamerikanis-

mus übergehe. Allerdings sei der Pa-
triotismus in Frankreich herausgefor-
dert. Der Resistance-Mythos sei am
Zerbröckeln. Hinzu komme der Regio-
nalismus und die Nachkommen von
Einwanderern aus Nordafrika, die kein
gewachsenes Verhältnis zu Frankreich
entwickelt hätten und sogar Hass ge-
gen „ihr Vaterland“ empfinden würden.

Der Amerikaner Charles K. Mallory
vom Berliner Aspen Institute forderte
einen aufgeklärten Patriotismus, der
Nationalismus und Chauvinismus aus-
schließe. Patriotismus sei eine „emoti-
onale und intellektuelle Verbundenheit
mit einer Nation oder einem Vaterland,

Katharina Körner: EU-Verfassungs-
vertrag als „Vertrag von Lissabon“
an den Bürgern „vorbeiratifiziert“

Hans Vorländer: Verfassungspa-
triotismus erzeugt Integration

Ekaterina Timoschenkowa: Immer
mehr Patrioten in Russland

wobei die Idee des Vaterlandes nicht
unbedingt nur mit einer Nation verbun-
den sein muss“. Patriotismus sei eine
Einstellung, welche die positiven kul-
turellen, historischen und politischen
Beiträge des Vaterlandes zur allgemei-
nen Weltzivilisation schätze. Verfas-
sungspatriotismus dagegen sei ein „in-
tellektuell elitäres Konzept“, welches
die gefühlsmäßige Bindung vieler
Menschen zur Nation vernachlässige
und damit für die breite Masse der Be-
völkerung ungeeignet sei.

Ekaterina Timoschenkowa vom Mos-
kauer Europa-Institut der Russischen
Akademie der Wissenschaften erläu-

terte, dass sich nach einer aktuellen
Umfrage 83 Prozent der Bevölkerung
Russlands als Patrioten einschätzen.
Das seien deutlich mehr als früher. Pa-
triotismus rangiere nach der Familie,
dem seelischen Gleichgewicht und
dem materiellen Wohlergehen an vier-
ter Stelle. Eine Entwicklung des Patrio-
tismus in Richtung eines Verfassungs-
patriotismus erscheine auf   Grund der
vielen Verfassungsänderungen und
des daraus resultierenden fehlenden
Vertrauens in die Verfassung als zwei-
felhaft.

Benjamin Kietzmann /
Stefan Köppl

Eine längere Version des Berichts findet sich im Internet (www.apb-tutzing.de)
unter „Archiv“

Siehe Presseschau auf Seite 25/26
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Hans Maier, Politikwissen-
schaftler und von 1970 bis
1986 bayerischer Kultusmi-

nister, näherte sich dem Thema mit ei-
ner Bilanz aus persönlicher Sicht. Er
blickte dabei auf Erfahrungen zurück,
die er als Professor in München wäh-
rend der Studentenunruhen gemacht
hatte. Für ihn kamen die Ereignisse des
Jahres 1968 nicht unerwartet, aber in
ihrer Wucht überraschend. Trotz der
großen Zahl von Universitätsgrün-
dungen und Berufungen neuer Profes-
soren sei die Verfassung der Universi-
täten unverändert geblieben, was die
Frage nach einer Reform der Hoch-
schulen aufgeworfen habe. Parallel zu
den Veränderungen in der deutschen
Politik, die mit der Bildung der Gro-
ßen Koalition aus CDU/CSU und SPD
und der veränderten Positionierung der
FDP eingesetzt hätten, sei eine deutli-
che Veränderung des Klimas innerhalb
der deutschen Hochschullandschaft
einhergegangen.

Mit dem gewaltsamen Tod des Stu-
denten Benno Ohnesorg habe eine
„Sprach- und Denkvorherrschaft“ des
Sozialistischen Deutschen Studenten-
bundes (SDS) an den deutschen Hoch-
schulen begonnen. Nach dem Attentat
auf den Studentenführer Rudi Dutsch-
ke sei eine Eskalation der Ereignisse
festzustellen gewesen. „Teach-Ins“,
mit denen auch Vorlesungen behindert
und gestört wurden, und antisemitische
Äußerungen gegenüber jüdischen
Professoren waren für Maier negative
Vorkommnisse. Zwar sah auch Maier
Reformbedarf bei der damaligen Uni-
versität, lehnte aber Gewalttätigkeit,
ideologische Einseitigkeit und ständi-

sches Denken strikt ab. Auch sei das
Jahr 1968 eine Zeit der Sprach- und Be-
wusstseinsänderung gewesen und die
Linke nicht mit dem Staat und dessen
Gewaltmonopol zurechtgekommen.

Was bleibt für Maier von 1968? Späte
Folgen wie zum Beispiel Terrorismus
und Aktionismus seien wieder ver-
schwunden. Andere Errungenschaften,
wie mehr Freiraum, Partizipation und
Emanzipation, hätten sich im gesell-

schaftlichen Bewusstsein verankert.
Nach 1968 sei das Festhalten an Be-
stehendem erklärungspflichtig gewor-
den, vorher war es der Wunsch nach
Veränderung. Maiers Fazit: Die lang-
fristigen Wirkungen des Jahres 1968
und der Studentenbewegung seien nicht
gering, vor allem die zunehmende Po-
litisierung der Bevölkerung stamme aus

dieser Zeit. Dennoch stelle „1968“
kein Jahrhundertereignis dar, sondern
eine Herausforderung, bei der sich die
innere Stärke der Demokratie bewie-
sen habe.

Integrierte Rebellion
Der Schriftsteller und Präsident des
deutschen PEN-Clubs Johano Strass-
er eröffnete seine persönliche Rück-
schau mit der Feststellung, dass kein
Schlagabtausch zwischen ihm und
Hans Maier zu erwarten sei. War die

bundesdeutsche Demokratie durch die
68er gefährdet? Nein, Rebellion sei in-
tegriert worden. Dabei verwies Strass-
er auch auf seinen eigenen Weg in die
SPD, mit dem Ziel der Veränderung
von Partei und Gesellschaft – dem Ziel
all jener, die damals den Marsch durch
die Institutionen antraten. Mögliche
Fehlentwicklungen seien innerhalb der
Bewegung kontrovers diskutiert wor-
den: die 68er hätten die Anwendung
von Gewalt nicht grundsätzlich befür-
wortet. Ursachen für diese Radikali-
sierungen seien das unangemessene
Verhalten der Polizei gegenüber fried-
lichen Demonstranten, der milde Um-

„68 lässt uns nicht kalt“. Mit dieser Feststellung eröffnete Akade-
miedirektor Heinrich Oberreuter die Tagung „Marsch durch die
Institutionen? Die 68er.“ Bestätigung fand diese These in der großen
Zahl von Zuhörern, die an der Tagung teilnahmen, und in den leb-
haften kontroversen Diskussionen.

Vor vierzig Jahren: die 68er

Fernwirkungen eines Mythos
Was vom langen Marsch durch die Institutionen übrig blieb

Hans Maier: 1968 war eine Zeit der
Sprach- und Bewusstseinsände-
rung       Fotos: Kietzmann

Johano Strasser: Motive und Ver-
dienste des Aufstands der unruhi-
gen Jugend von 1968 nicht in Ver-
gessenheit geraten lassen
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gang mit Nazi-Verbrechern und die
Enttäuschung über das Verhalten der
USA im Vietnamkrieg gewesen. Die
vermeintlich falsche Bündnishörigkeit
der Bundesrepublik wurde ebenso kri-
tisiert wie die Notstandsgesetze. Auch
sei von der Seite der 68er versucht wor-
den, Revolutionsmodelle auf demokra-
tische Staaten zu übertragen. Der po-
litischen Romantik von links erteilte
Strasser eine klare Absage, wollte aber
die Motive und Verdienste des „Auf-
stands der unruhigen Jugend von
1968“ nicht in Vergessenheit geraten
lassen.

Zentrales Thema der kontroversen Dis-
kussion zwischen Maier und Strasser
war die Frage, „wie dumpf die Ade-
nauer-Zeit“ gewesen sei. Maier ver-
wies auf Leistungen Adenauers und
seiner Regierung wie die Einführung
der sozialen Marktwirtschaft, die Eu-
ropapolitik und Adenauers klare Opti-
on für die Westbindung. Nach Stras-
sers Ansicht sei die Demokratie der
50er und 60er Jahre nicht pluralistisch
gewesen. Die 68er hätten eine überfäl-
lige Modernisierung der Gesellschaft
ausgelöst und so entscheidenden An-
teil an der Entwicklung der Bundesre-
publik zu einer „relativ normalen De-
mokratie“.

Angriff auf die
Herrschenden

Der Politikwissenschaftler Gerd Lang-
guth mahnte Differenzierung als ober-
stes Grundprinzip bei der Auseinan-
dersetzung mit dieser Zeit an: Wichtig
sei die Unterscheidung  zwischen dem
harten Kern und einer Vielzahl wohl-
meinender Mitläufer. Als Hintergrund-
bedingung für die Ereignisse um 1968
müsse man in Rechnung stellen, dass
die bundesrepublikanische Elite da-
mals noch nicht demokratisch gefes-
tigt gewesen sei. Ihr sei es angesichts
des „Angriffs auf die Herrschenden“
schwer gefallen, das System zu vertei-
digen. So seien auch viele Intellektu-
elle harsche Kritiker der bestehenden
Verhältnisse gewesen – laut Langguth
aber im Irrtum, denn die Demokratie
habe nicht erst 1968 angefangen. So
habe die 68er Bewegung auch auf li-
beralisierenden Entwicklungen aufge-
baut, die längst im Gange gewesen sei-

en. Daher sei sie zwar nicht nur, aber
auch als genereller Jugendprotest ge-
gen das Elternhaus zu sehen. Ebenso
sei sie nicht nur politisch, sondern auch
sozialpsychologisch zu verstehen: als
Ausdruck eines generellen Kulturpes-
simismus. So seien Zugehörigkeitsge-
fühl, Elitenbewusstsein und die Suche
nach Identifikationsfiguren wichtige
psychologische Momente gewesen. Im
Laufe der Zeit sei dann die Frage der
Gewaltanwendung immer mehr zum
prägenden Element der Bewegung ge-
worden, die nicht nur vom harten Kern
diskutiert worden sei und schließlich
zur Spaltung geführt habe.

Wulf Schönbohm schilderte die da-
malige Situation an der FU Berlin.
Dort hätten die 68er die Universität als
Institution zur Herausbildung autori-

tärer Menschen begriffen und die ers-
ten Versuche gestartet, das als autori-
tär begriffene System herauszufordern,
was sich dann auf die ganze Stadt Ber-
lin ausgeweitet habe. Dabei sei ganz
unabhängig von der politischen Aus-
richtung der Protest gegen die Autori-
tät der Universitätsleitung weit verbrei-
tet gewesen.
Angesichts der neuen Protestformen
hätten sich sowohl die Leitung als auch
die Professoren völlig unvorbereitet
und hilflos gezeigt, ebenso wie danach
die Polizei. Zu den generellen Wirkun-
gen der 68er zählte Schönbohm, dass
die Infragestellung von Autoritäten
selbstverständlich  geworden sei. Das
sei uneingeschränkt positiv zu werten,

zumal die damalige Gesellschaft aus
heutiger Sicht tatsächlich autoritär-
spießige Züge getragen hätte. Dass das
Ziel der grundlegenden Systemverän-
derung nicht erreicht wurde, begrüßte
Schönbohm dagegen ausdrücklich.
Eine negative Folge sei der Abbau von
Sekundärtugenden wie Pünktlichkeit
und Höflichkeit sowie von Leistungs-
anforderungen im Bildungssystem.
Auch die tief greifende Veränderung
der Sexualmoral sowie der Einstellung
zu Ehe und Scheidung sei nicht unbe-
dingt positiv zu sehen.

Fernwirkungen
Ob die 68er ihre Ziele der Systemver-
änderung beziehungsweise -überwin-
dung erreicht haben, untersuchte Hein-
rich Oberreuter. Seine These: Das Ziel
der führenden 68er war nicht System-
veränderung, sondern revolutionäre
Systemüberwindung. Dabei seien sie
gescheitert, hätten aber Spuren hinter-
lassen. Letztlich hätten sie durch die
Anregung zur Behebung bestehender
Defizite auf lange Sicht sogar zur Sta-
bilisierung des Systems beigetragen.

Drei problematische Zielvorstellungen
der 68er unterzog Oberreuter einer nä-
heren Betrachtung: Erstens hatte die
Bewegung in ihrem Antiparlamentaris-
mus und ihrer Ablehnung der repräsen-
tativen Demokratie an frühere Parla-
mentarismuskritik wie bei Carl Schmitt
angeknüpft. Dem Gegenmodell der
Identität von Regierenden und Regier-
ten liege eine monistische Gesell-
schaftskonzeption zu Grunde, die In-
teressenpluralität ausschließt.

Zweitens sei der „Demokratismus“ der
68er ein Angriff auf die freiheitliche
Gesellschaft gewesen, die durch Rol-
lendifferenzierung und einen partiel-
len staatlichen Gestaltungsanspruch
charakterisiert sei. Der Anspruch, die
gesamte Gesellschaft zu demokratisie-
ren, hätte dagegen die Politisierung
aller Daseinsbereiche zur Folge. Dem
liege das Missverständnis zu Grunde,
dass Demokratie die Freiheit von Herr-
schaft bedeute. Im Gegenteil: je mehr
bislang politikfreie Bereiche Mehr-
heitsentscheidungen unterworfen wer-
den, um so mehr nähmen – speziell für
die Unterlegenen – Herrschaftsphäno-
mene zu.

Wulf Schönbohm: Infragestellung
von Autoritäten ist selbstverständ-
lich geworden
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Oberreuter wies darauf hin, dass De-
mokratie vielmehr ein Instrument zur
Herstellung und Sicherung von Frei-
heit sei – nicht zuletzt durch ihre Be-
grenzung auf genuin politische Berei-
che. Eine positive Fernwirkung des
„Demokratismus“ sei allerdings der
Wandel der politischen Kultur und die
stärkere Wertschätzung demokrati-
scher Verhaltensweisen und Partizipa-
tion.

Drittens hätten die 68er zumindest rhe-
torisch Legitimitätskonzessionen an
die Gewalt gemacht und auch Gewalt
als politisches Mittel wiederentdeckt,
von der begrenzten Regelverletzung

bis hin zum Terrorismus. Als Fernwir-
kungen bis heute nannte Oberreuter
die Unklarheit über die Definition von
Gewalt, die daher teils opportunisti-
sche Bezeichnung von Handlungen als
gewalttätig und letztlich die gewach-
sene Bereitschaft, Gewalt hinzuneh-
men.

Sein Fazit: Von den verfassungspoli-
tischen Alternativen zum bestehenden
System sei nicht viel geblieben, doch
habe die Bewegung sämtliche vorhan-
denen Affekte und Vorurteile gegen
den Parlamentarismus und den Partei-
enpluralismus gepflegt. Positiv sei
allerdings der Wandel der politischen
Kultur zu sehen.

RAF als Speerspitze

Bettina Röhl, Journalistin und Toch-
ter von Ulrike Meinhof, beschäftigte
sich mit der Frage, ob der Weg von der
antiautoritären Bewegung zum bewaff-
neten Kampf unvermeidlich gewesen
sei. Der Schlüssel für die Beantwor-
tung dieser Frage lag für sie darin, dass
die Themen der 68er mit den Themen
des alten Kommunismus gleichzuset-
zen seien: so die alte kommunistische
Idee der Revolution, die nicht ohne
Gewalt funktioniere. Damit sei Gewalt
der Bewegung von Anfang an imma-
nent gewesen, legitimiert mit der Un-

terscheidung zwischen Gewalt gegen
Sachen und Gewalt gegen Personen.
Somit sei die Rote Armee Fraktion
(RAF) die Speerspitze der 68er gewe-
sen. Rudi Dutschke als bestimmende
Figur habe die Hybris besessen, ein
neues Bewusstsein zu haben – ein be-
stimmendes Element von Anfang an.

Gewalt bekennen

Im Zentrum habe die Idee einer Revo-
lution gestanden, ohne eine Vorstel-
lung, wie sie in die Realität umzuset-
zen sei. Mit ihrem Heer von Mitläu-
fern, das Röhl auf 4000 bis 6000 Per-
sonen bezifferte, seien sie gegen die

staatlichen Autoritäten mit Gewalt vor-
gegangen. Röhl forderte deshalb, dass
die damaligen Akteure den Einsatz von
Gewalt bekennen sollten. Kritisch sei
auch die einseitige Fixierung auf das
studentische Opfer Benno Ohnesorg
und dessen Instrumentalisierung zu

sehen, während die durch die Studen-
ten verursachten Opfer in Vergessen-
heit geraten seien. Röhl stellte fest,
dass die 68er-Bewegung einem politi-
schen Messianismus mit allen seinen
Gewaltimplikationen anhing. Der Weg
zur Gewalt, wie sie die RAF später
praktizierte, war für Röhl nach dem
Verständnis der 68er nur konsequent.

Das Verhältnis der 68er zur Gewalt
wurde zum zentralen Thema der Ta-
gung. Auch wenn zugestanden wurde,
dass die meisten gewaltfrei agierten,
blieb der Vorwurf an die 68er beste-
hen, zumindest mit der Rhetorik die
Schwelle zur Gewalt deutlich herab-
gesetzt zu haben und denen, die Ge-
walt anwendeten, nicht entgegengetre-
ten zu sein.

Eine zweite Frage lautete: Wer waren
„die 68er“? Der innere Zirkel oder die
breite Masse der damals Protestieren-
den? Beides kontroverse Punkte, die
sich wohl noch durch das gesamte „Ju-
biläumsjahr“ 2008 ziehen werden.

Benjamin Kietzmann / Stefan Köppl

Bettina Röhl: 68er-Bewegung war
geprägt von politischem Messianis-
mus

Der Tod des Studenten Benno Ohnesorg am 2. Juni 1967 in Berlin war
für viele Mitglieder der studentischen Protestbewegung ein Signal zur
Radikalisierung. Neben dem tödlich getroffenen Ohnesorg: Friederike
Haussmann      Foto: Jürgen Henschel

Siehe Presseschau auf Seite 24
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Mehr Aufmerksamkeit für zeitge-
schichtliche Erkenntnisse und For-
schungsergebnisse ist daher angesagt,
die geeignet sind, ein realistisches Bild
von den Verhältnissen in einer Dikta-
tur zu vermitteln. Einen Beitrag dazu
sollte die von Jürgen Weber geleitete
Tagung „Neues aus den Archiven –
Einblicke in die DDR-Diktatur“ leis-
ten. Die vielen Teilnehmer sprechen
für einen großen Informationsbedarf.

Mit „Bundesbürgern im Dienst der
DDR-Spionage“ wurde ein heikles
Thema als Einstieg gewählt. Der His-
toriker Georg Herbstritt, der sich in der
Behörde der Bundesbeauftragten für
die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen DDR (kurz
BStU oder Birthler-Behörde) mit der
Erforschung der „Westarbeit“ des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit (MfS)
beschäftigt, bot zum Auftakt einen
Überblick über die Aktivitäten des
MfS in der Bundesrepublik. Die „In-
offiziellen Mitarbeiter“ der Stasi wa-
ren in alle sensiblen Bereiche der Bun-
desrepublik wie Militär, Sicherheit,
Politik, Wirtschaft und Verwaltung ein-
gedrungen. Als die Mauer fiel, gab es
noch mindestens 3000 bundesdeutsche
DDR-Spione, gut die Hälfte von ihnen
führte der Auslandsspionagedienst
(HVA). Im Laufe von 40 Jahren deut-
scher Teilung waren rund 12 000 Bun-
desbürger als Spione für die DDR im
Einsatz. Ein solcher Apparat konnte
natürlich nicht von heute auf morgen

aufgebaut werden. Noch 1967 wurde
die HVA des MfS von Erich Mielke ge-
rügt, dass sie zwar viele Informationen
beschaffen würde, diese jedoch „ober-
flächlich, subjektiv oder wertlos“ sei-

en. In den folgenden Jahren verbesser-
te sich die Qualität der beschafften In-
formationen merklich, vor allem auch
deshalb, weil viele Bundesbürger an-
geworben werden konnten, die sich als
Spione der HVA bewährten.

Nachwuchsprobleme

Durch die aufkeimende Sozialismusbe-
geisterung im Westen wurden ganz
neue Gesellschaftsschichten, wie bei-

spielsweise Studenten, für die Spiona-
getätigkeit zugänglich. Obwohl der
Leiter der Auslandsspionage Markus
Wolf noch 1983 eine positive Ent-
wicklung in seinem Bereich feststell-
te, führte der Regierungswechsel in
Bonn und wohl auch Veränderungen
des „Zeitgeistes“ zu ausgesprochenen
Nachwuchsproblemen für die HVA.
Immer weniger West-Deutsche waren
aus ideologischen Motiven bereit, für
die Staatssicherheit der DDR zu spio-
nieren. Am einfachsten war es noch,
im Bereich der Wirtschaftsspionage
Mitarbeiter zu gewinnen, da diese
schlicht für Geld arbeiteten.
Einen eher nach innen gerichteten
Blick auf die Staatssicherheit warf
Jens Gieseke, ebenfalls Historiker der
Birthler-Behörde. Er präsentierte
Stimmungsberichte des DDR-Ge-
heimdienstes, die einen Überblick
darüber liefern, was die DDR-Bevöl-
kerung tatsächlich über ihre Führung
und die Zustände im Land gedacht hat.
Es ist bemerkenswert, dass ab 1972
die Berichte nur noch innerhalb des
MfS verwendet wurden, da die SED-
Führung selber kein Interesse mehr
daran hatte. In diesen Berichten wür-
de – so hat es Walter Ulbricht einmal
formuliert – die „Hetze des Feindes
legal verbreitet“.
Allen Berichten wurde ein „sozialis-
tisches Klassentheater“ (Gieseke) vor-
geschaltet. Zunächst betonten die Be-
richte die allgemeine Zufriedenheit
der Bevölkerung und besonders der
Arbeiter mit den Verhältnissen in der
DDR. Kritische Worte kämen allen-
falls von Minderheiten.

Sehr aufschlussreich war der Stim-
mungsbericht über die Bundestags-
wahl 1972, demzufolge der Sieg der
sozialliberalen Koalition von der
DDR-Bevölkerung überwiegend be-
grüßt worden sei. Problematischer
wurde es bei der Feststellung, dass
Bundeskanzler Willy Brandt „außer-
gewöhnliche staatsmännische Fähig-
keiten“ und eine „lebensnahe und ar-
beiterfreundliche Politik“ zugeschrie-
ben wurden – alles Eigenschaften,
welche Honecker offenbar lieber für
sich selber in Anspruch genommen
hätte. Dies war schließlich auch der
letzte Bericht, welcher die Führungs-
ebene der SED erreichte.

Neues aus den Archiven
Einblicke in die DDR-Diktatur

Eine kürzlich vom Forschungsverbund SED-Staat an der
Freien Universität Berlin veröffentlichte Studie zum DDR-
Bild von Schülern in Ost- und Westdeutschland hat ein er-

hebliches Maß an Unwissen über die DDR offenbart. Eine „sozial-
romantische Verklärung“ der vor fast zwei Jahrzehnten unterge-
gangenen Diktatur herrsche vor. Das Fehlen demokratischer Wah-
len werde häufig nicht weiter bewertet. Offenkundig haben die viel-
fältigen Forschungsergebnisse zur DDR-Diktatur noch zu wenig Ein-
gang gefunden in den Schulunterricht. Es spricht einiges dafür, dass
die kommunistische Gewaltherrschaft noch nicht ihren unumstrit-
tenen Platz in der Erinnerungskultur der Bundesrepublik gefunden
hat, zumal die politisch-moralische Bewertung des SED-Unrechts
nach wie vor unsicher bleibt.

Georg Herbstritt: Überblick über die
Aktivitäten des MfS in der Bundes-
republik      Fotos: Ofen
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Zum Ende der siebziger Jahre waren
immer stärker Tendenzen der Unzu-
friedenheit in den Berichten zu lesen.
Diese äußerten sich in abfälligen Be-
merkungen bis hin zu „politischen
Witzeleien, in denen führende Funkti-
onäre verunglimpft werden“. Zudem
wurde in den Berichten die „unzurei-
chende und teilweise unverständliche
Informationspolitik, die dazu ermun-
tere, auf andere Kanäle auszuweichen“
kritisiert – gemeint war das Westfern-
sehen.

Auch die Privilegien jener DDR-Bür-
ger, die über Westgeld verfügten und
daher teure Westwaren in Exquisitlä-
den und im Intershop kaufen konnten,
kamen in den Berichten zur Sprache
einschließlich des daraus entstehenden
Unmuts dieser Menschen.

1968 in der DDR

Über die Stimmung des Jahres 1968
und wie sie sich in der DDR auswirkte
referierte Stefan Wolle vom For-
schungsverbund SED-Staat der Freien
Universität Berlin. Die 68er-Bewe-
gung sei auch in der DDR zu spüren
gewesen, habe sich jedoch anders ge-
äußert als in West-Deutschland. Wol-
le arbeitete zwei Entwicklungen her-
aus: Wie in vielen westlichen Ländern
gab es auch in der DDR einen Genera-
tionenbruch. Eine junge Generation
war herangewachsen mit hohen ethi-
schen Ansprüchen an die Erwachse-
nen, jedoch auch mit einem erhöhten
Konsumverlangen. Zum anderen han-
delte es sich um Wirtschaftsreformen
in Richtung einer gewissen Liberali-
sierung, die zuerst von der Sowjetuni-
on ausgegangen waren, dort aber nach
dem Machtwechsel von Chruscht-
schow zu Breschnew wieder einge-
stellt wurden. Damit war für die DDR
das Signal gegeben, ebenfalls den Re-
formkurs wieder zurück zu fahren. So
kam es schließlich auch in der DDR
zu verbotenen Aktionen, wie das Ver-
teilen von Flugblättern oder das Be-
schmieren von Hauswänden mit Anti-
SED-Parolen.

Grundsätzlich unterschied sich die
Bewegung im Osten jedoch sehr von
der im Westen: Während die in einer
sozialen Marktwirtschaft lebenden

West-Jugendlichen diese ablehnten
und sich den Sozialismus wünschten,
wären die Ost-Jugendlichen froh ge-
wesen in einer freien Marktwirtschaft
leben zu können. Zudem kämpften sie
für mehr individuelle Freiheit.

Ende des „Prager
Frühlings“

Die offiziellen Stellen in der DDR
waren sehr überrascht über die Ent-
wicklungen in der Bundesrepublik.
Jedoch hätten sie sich gewünscht, dass
die „Revolution“ dort von Arbeitern

und nicht von Jungakademikern aus-
ginge. Es gab sogar Verhandlungen
zwischen der Freien Deutschen Jugend
(FDJ) und dem Sozialistischen Deut-
schen Studentenbund (SDS), die von
der Stasi sauber dokumentiert wurden,
aber zu nichts führten.
Als am 21. August 1968 die tschecho-
slowakische Reformregierung unter
Dubcek („Prager Frühling“) von Trup-
pen des Warschauer Pakts – also auch
der DDR – gewaltsam abgesetzt wur-
de, steigerte sich auch der Protest der
Jugendlichen in der DDR. Sie verbrei-
teten Flugblätter und brachten Parolen
an Häuserwänden an. Sie wurden von
der Stasi beobachtet, inhaftiert und
verurteilt. Aus Furcht vor Widerstand
im eigenen Land wurden in Betrieben
und Universitäten Zustimmungserklä-
rungen zur Niederschlagung der Pra-
ger Reformbewegung eingeholt.

RAF und Stasi
Von weiteren deutsch-deutschen Be-
rührungspunkten berichtete Tobias
Wunschik aus der Birthler-Behörde.
Sein Vortrag „Die Stasi und der west-
deutsche Linksterrorismus“ brachte
Erkenntnisse über das Verhältnis zwi-
schen der Stasi und der Roten Armee
Fraktion (RAF) und der „Bewegung 2.
Juni“.

Zunächst sei das Verhältnis eher von
Vorsicht gekennzeichnet gewesen. Der
Stasi war zwar bekannt, dass Mitglie-
der von linksterroristischen Vereini-
gungen aus der Bundesrepublik über
den Flughafen Berlin-Schönefeld in
den Nahen Osten reisten, eine Aus-
lieferung an die Bundesrepublik kam
jedoch zu keiner Zeit in Frage. Die ers-
ten „Annäherungsversuche“ gingen
von Seiten der Terroristen aus. Auf-
nahmegesuche und eine weitere Zu-
sammenarbeit wurden jedoch zu-
nächst abgelehnt. Als der Terrorist
Michael Baumann festgenommen
wurde und nur durch die Preisgabe von
Informationen über die Terrorgruppe
2. Juni wieder frei kam, entdeckte die
Stasi einen gewissen „Wert“ der Ter-
roristen.

Aus Angst vor Terroranschlägen –
unberechtigterweise, wie Wunschik
mehrmals betonte – gründete die Stasi
die Hauptabteilung XXII zur Terror-
abwehr. Dadurch verbesserte sich die
Zusammenarbeit zwischen der Stasi
und den Terroristen, die auch Schieß-
übungen absolvieren konnten. Zudem
bot die DDR den zum Teil vom Leben
im Untergrund gezeichneten Terroris-
ten ein zeitlich begrenztes Versteck.
Als dann acht kampfesmüde Terroris-
ten nach einem Aufnahmeland suchten,
war es die Stasi, welche das Angebot
unterbreitete, sie aufzunehmen und
ihnen eine neue Identität zu verschaf-
fen. Man versprach sich davon zum
einen weitere Informationen über die
Terrorgruppen in West-Deutschland,
zum anderen ging man davon aus, nun
keine Anschläge befürchten zu müssen,
da die neuen DDR-Bürger quasi als
Geiseln fungierten.

Einige Terroristen landeten im real
existierenden Sozialismus auf dem
Boden der Tatsachen. Da sie zum Teil

Stefan Wolle: „Auch in der DDR
gab es 1968 einen Generationen-
bruch“
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in Fabriken arbeiteten, kamen sie mit
den Problemen und Sorgen des Vol-
kes in Berührung und es trat Ernüch-
terung ein. Die Personen, welche sich
jedoch in dem System gut zurecht fan-
den, verteidigten auch nach dem Mau-

erfall noch immer ihre Taten. Mit Hil-
fe der nach der Grenzöffnung festge-
nommenen Ex-Terroristen konnten die
RAF-Mitglieder Brigitte Mohnhaupt

Jens Gieseke (links) präsentierte Stimmungsberichte des DDR-
Geheimdienstes, Tobias Wunschik lieferte Erkenntnisse über die Stasi
und bundesdeutsche Terroristen: „Täterschutzprogramm für Gewalt-
verbrecher“

und Christian Klar aufgrund neuer Er-
kenntnisse über weitere Verbrechen
erneut verurteilt werden.

Die ehemaligen Verantwortlichen der
Stasi verteidigten ihr Verhalten später

damit, sie hätten „Terroristen aus dem
Verkehr gezogen und damit das Bun-
desverdienstkreuz verdient“. Thomas
Wunschik bewertet das Vorgehen je-

doch als moralisch fragwürdig und als
ein „Täterschutzprogramm für Gewalt-
verbrecher“.

Der Münchner Kommunikationswis-
senschaftler Michael Meyen widmete
sich der Mediennutzung in der DDR.
Entgegen der weit verbreiteten Auf-
fassung, in der DDR sei so gut wie je-
der nur an den Westmedien interessiert
gewesen, zeichnete Meyen ein wesent-
lich differenzierteres Bild. Er entwi-
ckelte verschiedene Mediennutzungs-
typen, die sich nach Beruf, Geschlecht,
Alter oder Bildung unterscheiden.
Unter ihnen machte er „Zufriedene“,
„Überzeugte“, „Distanzierte“, „Enga-
gierte“, „Frustrierte“ und „Souveräne“
aus.

Am interessantesten ist „der Souverä-
ne“. Dieser Typ lehnte zwar die Infor-
mationspolitik der DDR ab, las aber
dennoch die SED-Zeitungen, um sich
eine kritische Meinung dazu bilden zu
können. Die Personen, die Michael
Meyen diesem Typ zuordnet, waren
Kirchenmitarbeiter, Künstler oder
auch Selbständige. Über die Verteilung
der unterschiedlichen Mediennutzer
in der Bevölkerung konnte er aller-
dings keine Aussage machen.

Caroline Ofen / Jürgen Weber

Im Heft 1/2008 des Akademie-Re-
ports berichteten wir über die 25.
Jahrestagung der Deutschen Gesell-
schaft für Politikwissenschaft unter
dem Titel „Facettenreicher Sicher-
heitsbegriff“. Auf Seite 34 heißt es
da über den Vortrag von Werner
Link: „Am deutlichsten erkennbar sei
dies im Kampf gegen den Terror. In
Europa werde dieser nicht als Krieg
angesehen und präemptive Gewalt,

das heißt gegen einen definitiv unmit-
telbar bevorstehenden oder gar bereits
stattfindenden Angriff, sei nicht Be-
standteil einer europäischen Sicher-
heitsstrategie.“

Dazu schreibt uns Prof. Werner Link:
„Meine Aussage, dass die präemptive
Gewalt kein Bestandteil der Europäi-
schen Sicherheitsstrategie ist, wird
falsch erläutert. Richtig ist vielmehr die

genau gegenteilige Definition, das
heißt präemptive Gewaltanwendung
ist Gewaltanwendung (im Sinne der
Selbstverteidigung), ohne dass ein
Angriff definitiv unmittelbar bevor-
steht oder gar bereits stattfindet.“

Wir bedauern das Missverständnis
und kommen hiermit seiner Bitte um
Richtigstellung nach.

ms

Berichtigung
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Ihre Filme sind Spurensuche: egal
ob über „Weibsbilder“, das unter-
gegangene Dorf Fall im Sylven-

steinsee, bayerisches Brauchtum oder
das Oktoberfest. Die Filmemacherin
und Historikerin Sybille Krafft hat für
die Reihe „Damals“ des Bayerischen
Fernsehens inzwischen über zwanzig
Dokumentarfilme erstellt. Wiederholt
befasste sie sich kritisch mit dem The-
ma Heimat. Jetzt war sie zu Gast in der
Tagung „Zeitgeschichte im Film“ und
bot einen Blick hinter die Kulissen ih-
rer Arbeit und in ihre Werkstatt.

Wie schwer es ist, authentisches Film-
material zu historischen Themen zu
finden, machte sie am Beispiel eines
Filmprojekts über die jüdische Mäd-
chenschule in Wolfratshausen von
1926 bis zur gewaltsamen Schließung
nach der Reichspogromnacht 1938
(„Wir lebten in einer Oase des Frie-

dens“) deutlich. Der Film ist bislang
nicht im Fernsehen gelaufen und ein
Projekt des Historischen Vereins Wolf-
ratshausen. Zusammen mit sechs Frau-

Chronistin des Wandels
Filmemacherin Sybille Krafft gibt einen Blick frei in ihre Werkstatt

en aus dem Verein und der Evangeli-
schen Kirchengemeinde wurde das
Projekt ehrenamtlich und mit Spenden
gestemmt. Weltweit konnten 60 über-
lebende Frauen dieser Schule ausfin-
dig gemacht werden und mit 13 von
ihnen wurden mehrstündige Filminter-
views über ihre Erinnerungen an die
Wolfratshauser Zeit gedreht. In Kana-
da, England und Israel wurden die
Frauen besucht und die Gespräche mit
einfachsten Mitteln, ohne professio-
nelles Team und mit einer kleinen di-
gitalen Videokamera, aufgezeichnet.
Der fertige, schließlich 35 Minuten
lange Film wurde Teil einer Ausstel-
lung über die Schule im Herbst 2007
im Bayerischen Landtag.

Anschaulich erzählte die Dokumen-
tarfilmerin von den bewegenden Dreh-
arbeiten mit Frauen, die weit über 80,
sogar knapp 100 Jahre alt sind und
zum Teil zum ersten Mal seit ihrer

Befreiung aus den Kon-
zentrationslagern wie-
der Deutsch gesprochen
hatten. Theoretische Er-
örterungen über den sen-
siblen Umgang mit Zeit-
zeugen bei historischen
Filmprojekten erübrig-
ten sich so auf faszi-
nierende Weise.

Kraffts Spurensuche
geht weiter: der Film
soll weiterentwickelt
und um nötige Recher-
chen ergänzt werden,
damit die Geschichte
nicht dem Vergessen und
Verdrängen anheim fällt.

Linktipp:
Historischer Verein Wolfratshausen: www.histvereinwor.de
Bayerisches Fernsehen: www.br-online.de/land-und-leute/himmel/damals/

Bild: Filmemacherin und Historikerin
Sybille Krafft ist mit ihren Projekten
auf Spurensuche

Foto: BR

Michael Schröder

Ein Foto aus der Ausstellung über die jüdische Mädchenschule in Wolfratshausen Im April erhielt die
Gruppe um Sybille
Krafft den Tassilo-
Kulturpreis der Süd-
deutschen Zeitung.
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Dr. Gero Kellermann ist neuer
Dozent in der Akademie für den
Fachbereich Staats- und Verfas-
sungsrecht und Rechtspolitik.
Der 36-jährige Jurist und Hob-
by-Jazzer ist in Hannover gebo-
ren und in Hameln aufgewach-
sen und zur Schule gegangen.

Akademie-Report: Wo haben Sie stu-
diert?

Kellermann: Ich habe in Hannover
Jura, Philosophie und Politikwissen-
schaft studiert. Während meines Re-
ferendariats war ich auch an der Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften
in Speyer.

Warum wollten Sie Jurist werden?

Mich hat besonders die rechtliche Di-
mension politischer Probleme interes-
siert. Rechtswissenschaften ermögli-
chen zudem immer auch einen Blick
auf verwandte Wissenschaften.

Welches waren Ihre Schwerpunkte im
Studium?

Das vergleichende Verfassungsrecht
und Rechtsphilosophie.

Wo haben Sie vor ihrem Wechsel nach
Tutzing gearbeitet?

Ich war wissenschaftlicher Mitarbei-
ter an der Leibniz Universität Hanno-
ver an der Zentralen Einrichtung für
Wissenschaftstheorie und Wissen-
schaftsethik. Das ist ein interdiszipli-
näres Institut mit philosophischem
Schwerpunkt. Meine Kollegen dort
hatten alle ganz verschiedene Fächer
studiert und zusätzlich eine philosophi-
sche Ausbildung.

Hatten Sie auch einmal die Idee als
Richter, Staatsanwalt oder Rechtsan-
walt zu arbeiten?

Da gibt es spannende Arbeitsbereiche,
aber ich fand das Verhältnis von Recht
und Politik immer schon besonders in-
teressant.

Glauben Sie, dass Juristen zuviel
Einfluss auf Politik haben?

Sicher finden wir unter Parlamentari-
ern und in Ministerien viele Juristen.
Man ist auf sie im Zuge der Gesetzge-
bung angewiesen. Solange das zu kei-
nem verengten Blick führt, sehe ich
darin keinen Nachteil.

Warum haben Sie sich für die Tutzin-
ger Akademie entschieden?

Die staatsbürgerliche Bildung hat mich
schon immer interessiert, so auch im
Rahmen meiner Doktorarbeit. Hinzu
kommt vor allem der interdisziplinäre
Austausch mit Kollegen aus anderen
Fachgebieten und die Nähe der Aka-
demie zum politischen Raum.

Sind Ihre Erwartungen in den ersten
Wochen der Arbeit hier erfüllt worden?

Absolut. Die Kooperation mit dem
Kollegium ist sehr lehrreich. Ich finde

es spannend, welche verschiedenen
Hörergruppen das Haus besuchen und
welche Themenvielfalt hier aufgegrif-
fen und analysiert wird.

Welches ist Ihr erstes großes Tagungs-
projekt?

Im Moment bereite ich eine Tagung
vor zum Thema Freiheit und Sicher-
heit aus verfassungspolitischer Sicht.
Vorher war ich schon als Referent in
Tagungen der anderen Kollegen. Da
ging es um Datenschutz und das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung
und Fragen der EU.

Gab es Lampenfieber vor dem ersten
Auftritt in der Akademie?

Ja, sicher ist der erste Vortrag in die-
sem Haus eine besondere Situation.
Aber ich hatte ja zum Glück schon
Vortragserfahrung.

Welches Thema wollen Sie als nächs-
tes angehen?

Die juristische und ethische Dimensi-
on beim Umgang mit neuen Techno-
logien wie Biotechnologie, Informa-
tionstechnik und Nanotechnologie.
Das halte ich alles für sehr wichtig.

Hat sich das Nordlicht im Süden schon
gut eingelebt?

Ich habe mich sehr gut eingelebt. Alle
in der Akademie haben es mir sehr
leicht gemacht; aber auch die anderen
Menschen, die ich hier getroffen habe.

Was schätzen Sie an der neuen Um-
gebung besonders?

In der Akademie die thematische Viel-
falt, am neuen Wohnort Starnberg die
Nähe zu München und die wunderba-
re Landschaft. Und der bayerische
Humor gefällt mir auch gut.

Das Gespräch führte
Michael Schröder

Neu im Kollegium:

Jurist mit philosophischen Interessen
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Felix Messerschmid wurde am
14. November 1904 in Unter-
talheim geboren und wuchs in

einem schwäbisch-katholischen Leh-
rerhaushalt auf. Ab 1911 besuchte er
das Ulmer Realgymnasium und be-
stand 1922 die Reifeprüfung. Von 1923
an studierte er in Tübin-
gen und München Germa-
nistik, Geschichte, Roma-
nistik, Philosophie, Päda-
gogik und Musikwissen-
schaft. 1928/29 legt er das
Erste und Zweite Staats-
examen für das Höhere
Lehramt ab und promo-
vierte 1937 in Tübingen
mit einer Arbeit über das
Kirchenlied Luthers. Ab
1929 war er Studienasses-
sor an zwei höheren Schu-
len in Württemberg. Da er
nicht der NSDAP beitrat,
wurde er erst 1940 als Sol-
dat zum Studienrat er-
nannt. Bis 1945 war er
Soldat.
Von 1948 an baute Messerschmid die
staatliche Akademie für Erziehung und
Unterricht in Calw auf, die er bis 1955
leitete. Zwischen 1948 und 1952 ist er
zugleich Direktor der Oberschule in
Calw und ab 1955 Oberstudiendirek-
tor als Leiter des Ulmer Kepler-Gym-
nasiums.
Sein herausragendes bildungspoliti-
sches Engagement bezeugen zahlrei-
che Mitgliedschaften, darunter: ab
1953 im Deutschen Ausschuss für das
Erziehungs- und Bildungswesen in
Bonn, ab 1955 als Vorsitzender des
Verbandes der Geschichtslehrer
Deutschlands und Vorstandsmitglied
des Verbandes der Historiker Deutsch-
lands, ab 1954 im Kuratorium des Pä-
dagogischen UNESCO-Instituts in

Hamburg und ab 1957 im Wissen-
schaftlichen Beirat des Instituts für Ju-
gendpflege in Bonn. Hinzu kommen
die Mitgliedschaften in der Kommis-
sion zur Beratung der Bundesregierung
in Fragen der politischen Bildung so-
wie in den Wissenschaftlichen Beirä-

ten der Bundeszentra-
le für politische Bil-
dung und des Max-
Planck-Instituts für
Bildungsforschung
in Berlin. Ferner fun-
giert Messerschmid
als Mitbegründer und
Mitherausgeber der
Zeitschriften „Ge-
schichte in Wissen-
schaft und Unter-
richt“ (ab 1949) und
„Freiheit und Verant-
wortung“ (ab 1956,
später: „Gesellschaft
– Staat – Erziehung“).

Blick in die Akademiegeschichte:

Vor 50 Jahren: Messerschmid
Gründungsdirektor der Akademie

Vor 50 Jahren hat die Tutzinger Akademie ihren ersten Direktor
bekommen. Im März 1958 ernannte der Bayerische Ministerrat den
Oberstudiendirektor Felix Messerschmid für sechs Jahre zum Grün-
dungsdirektor der Akademie.

Felix Messerschmid 1962 auf die Frage „Wer ist politisch gebildet?“

1. Wer nicht nur sein privates Dasein, nicht nur das Seine sieht, sondern wer
die öffentliche Sache, die res publicae gerendae, als seine Verpflichtung be-
greift und in sachlicher Weise angeht, und wer sich als Mitbürger versteht.
2. Wem Menschen und Dinge nicht gleichgültig sind, sondern wer sich auf ihr
Wesen besinnt, aus diesem Wesen und den konkreten Verwirklichungs-
möglichkeiten die bestmögliche Ordnung des Ganzen abzuleiten und dessen
Entscheidungen nach bestem Wissen und mit begründetem Urteil mitzube-
stimmen versucht.
3. Wer gelernt hat, mit der Sprache verantwortlich umzugehen und seine Ein-
sichten angemessen auszudrücken.
4. Wer gewillt ist, nicht nach Gefühlen, sondern nach seinen Einsichten auch
gegen Widerstände ans Werk zu gehen.
5. Wer sich genau zu informieren versucht und sich in ständiger Bemühung
das nötige Wissen aneignet.

aus: Felix Messerschmid: Anstelle eines Vorworts, S. 4 in: Akademie für Po-
litische Bildung (Hrsg.): Veranstaltungen Sommersemester 1962.
Tutzing 1962.

Felix Messerschmid
1904-1981: Gründungs-
direktor der Akademie

Sechs Monate nach seiner Ernennung,
am 1. Oktober 1958 tritt Felix Mes-
serschmid das Amt des Gründungsdi-
rektors der Akademie für Politische
Bildung in Tutzing an, die er bis 1970
leiten wird. Er etabliert die bundesweit
einzigartige Konstruktion und steuert
die Tutzinger Einrichtung zielstrebig
durch mancherlei Untiefen und raue
Fahrwasser, wie sie zumal in den An-
fangsjahren häufiger zu durchschiffen
sind. Für die Akademie wirkt er ver-
trauens- und profilbildend zugleich.
„Aufbau und stete Wiedergewinnung
dialogischer Existenz gegen alle Wi-
derstände in uns und außer uns“, auf
diese Formel bringt sein Amtsnachfol-
ger Manfred Hättich das Vermächtnis
von Felix Messerschmid für die Aka-
demie und für die politische Bildung
insgesamt. Messerschmid stirbt am
15. März 1981 im Alter von 76 Jah-
ren.
Ausführlich zur Gründung der Akade-
mie siehe insbesondere die aktuelle
Neuerscheinung von Karl-Ulrich Gel-
berg: „Eine Existenzfrage unserer De-
mokratie“ – Die Gründung der Aka-
demie für Politische Bildung.

 Steffen H. Elsner
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Auf den ersten Blick sind die Analo-
gien durchaus eindrucksvoll. Wie die
Tutzinger Einrichtung, so lag bereits
Platons Schule vor den Toren der Stadt,
sie bevorzugte die ruhige Atmosphäre
im „Hain“ und hatte den Diskurs von
Lehrenden und Schülern und das ge-
meinsame Forschen abseits des hekti-
schen Getriebes der Tagespolitik auf
ihre Fahne geschrieben. Seine Akade-
mie errichtete er, wo bereits eine Bil-
dungseinrichtung ihren Platz hatte: Im
dortigen „Gymnasion“ waren Jugend-
liche aus der Athener Oberschicht in
den Fächern Grammatik, Musik und
Sport unterrichtet worden, ehe Platon
die Schule zur Akademie ausbaute.
Die Tutzinger Bildungsstätte bezog
1958 ihre Räume vor den Toren Mün-
chens am Starnberger See in der ehe-
maligen Sozialpolitischen Schule der
Landesversicherungsanstalt. Und in
der heutigen Bibliothek – damals eine
Turnhalle – trainierten noch in den
Fünfzigerjahren Kriegsversehrte.

Kein Staat
ohne Bildung
Mehr noch aber war Platons Akade-
miegründung die Einsicht vorausge-
gangen, dass Bildungsferne das Haupt-
elend des politischen Gemeinwesens
ist. Zwar wird sich heute keiner mehr
ernsthaft die platonische Forderung
zu eigen machen, dass die Philoso-
phen Könige oder wenigstens die Kö-
nige brauchbare Philosophen werden
müssten, um die Polis vor dem Nie-

dergang zu retten. Platons Idee fand in
den Ohren der Mächtigen kaum Gehör.
Doch sein Entschluss, Einfluss auf die
Bildung zu nehmen, wurde nicht zuletzt
angestoßen von den ernüchternden Er-
fahrungen einer tyrannischen und kul-
turlosen Politik: Athen hatte im Pelo-

ponnesischen Krieg mit Sparta 27 Jah-
re lang Geld, Macht und Soldaten ver-
heizt, sah sozialen Spannungen und ei-
nem ökonomischen Abstieg entgegen
und litt unter der Schreckensherrschaft
der „Gruppe der Dreißig“, die letztlich
sogar Platons väterlichen Freund So-
krates wegen „Verderbung der Jugend“

verurteilte. Vor die Wahl Tod oder
Emigration gestellt, entschied sich
Sokrates für den Schierlingsbecher.
Auch die junge Bundesrepublik hatte
einen barbarischen Krieg hinter sich,
Tyrannenherrschaft und Massenmord,
einen intellektuellen Exodus und den
tausendfachen Tod angeblicher Lan-
desverräter. Ohne Bildung, politische
zumal, ist kein Staat zu machen. Pla-
tons Erfahrung wiederholte sich –
könnte man mit einiger Zurückhal-
tung meinen.
Fast 50 Jahre lang, von zirka 387 bis
340 v. Chr., leitete Platon seine Aka-
demie. Die Einrichtung bestand –
von einigen Unterbrechungen abgese-
hen – immerhin bis 88 v. Chr. Erst
die Zerstörung durch den römischen
Konsul Sulla machte dem Akademie-

betrieb ein Ende. Aristoteles hatte
übrigens – nachdem er sich mit sei-
nem Lehrmeister überworfen hatte –
seine eigene Schule, die später so ge-
nannte „Peripatetische Schule“ ge-
gründet. Beide Denker finden sich
heute neben Sokrates und Sophokles
– und freilich nur als steinerne Bü-

Auf den Spuren Platons
Die Tutzinger Akademie und der Akademiegedanke

Die Akademie für Politische Bildung blickt inzwischen auf
eine über 50-jährige Geschichte zurück. Doch verglichen mit
dem Akademiegedanken selbst, ist dies kaum mehr als ein

historischer Wimpernschlag. Vor fast zweieinhalb Jahrtausenden
gründete Platon zwei Kilometer nordwestlich der Athener Akropolis
in einer Parkanlage namens „Akademeia“ seine „Platonische Aka-
demie“. Berühmte Schüler wie Aristoteles sind der Bildungsstätte
entwachsen. Wie aber steht es mit dem antiken Erbe des Akademie-
gedankens? Lässt sich der platonische Prototyp überhaupt mit heu-
tigen Akademien, der Akademie für Politische Bildung Tutzing im
Besonderen, vergleichen?

Steinerne Philosophen haben einen festen Platz im Akademiepark. Hier
genießt Sophokles den Blick auf den Starnberger See         Foto: ms
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sten – wiedervereint im Park der Tut-
zinger Akademie.
Den mächtigsten Revitalisierungsver-
such im gesamten Mittelalter verdankt
der Akademiegedanke einem Analpha-
beten: Karl der Große benötigte für das
Getümmel des Schlachtfeldes zwar
keine Schulbildung, später aber, ein-
gekeilt im diplomatischen Gezänk zwi-
schen Papst und byzantinischem Kai-
ser, wurde ihm die Notwendigkeit von
Wissen, Bildung und Kultur umso
dringlicher vor Augen geführt. Er hol-
te sich Gelehrte, Künstler und Hand-
werker aus ganz Europa an seinen Hof
nach Aachen. Sie bildeten einen kul-
turellen Zirkel, wie es ihn diesseits der
Alpen bisher nie gegeben hatte. Mit

ihrem Gründer und Förderer starb im
Jahr 814 allerdings auch die Akademie
Karls, und mehr noch der Akademie-
gedanke für viele Jahrhunderte.

Akademie-Schwemme
Erst in der Renaissance fand die Wie-
dergeburt der Antike ihren Ausdruck
nicht zuletzt als Wiedergeburt eines
humanistischen Bildungsideals. Die
Beschäftigung mit der klassischen Li-
teratur, Geschichte, Kunst und Philo-
sophie führte zu einer regelrechten
Akademie-Schwemme. Mehr als hun-
dert Akademien wurden vor allem in
Italien gegründet. Ihre Lebensdauer
war aber gering. Zu großer Bekannt-
heit brachte es indes die „Accademia
Romana“ unter Julius Pomponius La-
etus. 1464 gegründet, profilierte sie

sich insbesondere mit philologischen
und archäologischen Studien. Pompo-
nius’ morgendliche Vorlesungen waren
derart beliebt, dass sich die Zuhörer
schon mitternachts einfanden, um ei-
nen Platz zu ergattern. Das Ende des
Gelehrtenzirkels war nicht untypisch
für viele Akademien: Die Gruppe be-
kam Ärger mit der Kirche. Papst Paul
II. sorgte 1468 für ihre Auflösung und
ließ die führenden Köpfe verhaften.

Ähnlich war es bereits Plutarchs Neu-
gründung der Platonischen Akademie
in Athen ergangen. Wegen „heidni-
scher Umtriebe“ befahl Kaiser Justi-
nian I. im Jahr 529 – das Christentum
war längst römische Staatsreligion –

die Schließung der 410 wiederbeleb-
ten Einrichtung und verfügte ein ge-
nerelles Lehrverbot für Philosophie
und Recht in Athen. Heute unterhalten
die Kirchen freilich selbst Akademi-
en, renommierte und hoch angesehe-
ne zudem. Bestes Beispiel: die Evan-
gelische Akademie in unmittelbarer
Tutzinger Nachbarschaft.

Ein wichtiger Impuls für die heute
wohl bekannteste Akademieform, die
„Akademien der Wissenschaften“ kam
von der britischen Insel. Francis Ba-
con machte sich 1624 an die Ausarbei-
tung einer literarischen Utopie. In sei-
ner „Nova Atlantis“ entwarf Bacon die
Fiktion eines großzügig angelegten

Forschungsinstituts namens „Haus
Salomon“, das dem Leser insbesondere
das Modell einer wissenschaftlichen
Arbeitsteilung vor Augen führte. Die
Schrift blieb Fragment und erschien
erst posthum 1627. Ihre Kernintenti-
on lag von Anfang an darin, den eng-
lischen König zur Gründung einer ver-
gleichbaren Einrichtung anzuregen.
Zwar zerschlug sich die Hoffnung
zunächst, doch bereits eine Generation
nach Bacons Tod wurde sie Wirklich-
keit: Im Jahr 1660 konstituierte sich
die britische „Royal Society“, die spä-
ter mehrfach Bacon als ihren Initiator
würdigte.
Der Institutionstypus fand in ganz
Europa Nachahmung. Auch Richelieu
hatte 1635 eine private Gelehrtenge-
sellschaft in die nationale „Académie
française“ umgewandelt. Ludwig XIV.
gründete 1666 in Paris, auf Initiative
Colberts, die „Académie des sciences“,
1700 entstand in Berlin die „Societät
der Wissenschaften“, 1725 in Russland
die „Petersburger“ und 1739 in Stock-
holm die „Schwedische Akademie“,
die seit 1901 auch den Nobelpreis ver-
leiht.
In Amerika war es Benjamin Franklin,
der 1743 mit der „Amerikanischen
Philosophischen Gesellschaft“ die äl-
teste Wissenschaftsvereinigung ins
Leben rief. Seit 1863 besteht dort
zudem die „Nationale Akademie der
Wissenschaften“. Im Unterschied zu
den Universitäten konzentrieren sich
die Wissenschaftsakademien bis heu-
te ausschließlich auf Forschung. Es
sind Gelehrtenvereinigungen, deren
Mitgliedschaft oft außerordentlich
prestigeträchtig ist. Als Diskussions-
foren dienen sie dem Erfahrungsaus-
tausch und sie fördern die Wissen-
schaft durch Preise, Auszeichnungen,
Publikationen oder die Vergabe von
Finanzmitteln.
Platons Idee hat aber noch ein weit
größeres Spektrum an institutionellen
Formen hervorgebracht. Es gibt ein
breites Feld öffentlicher oder privat
gestifteter Forschungs-, Lehr- und Bil-
dungseinrichtungen. Der Akademie-
gedanke ist im Grunde so lebendig
wie nie.

Thomas Schölderle

In den 50er Jahren war die heutige Bibliothek der Akademie eine Turnhalle
     Foto: Wörsching, APB-Archiv

Eine Download-Version des Beitrags einschließlich Anmerkungen und Litera-
turliste findet sich zudem auf der neu gestalteten Webseite der Akademie:
www.apb-tutzing.de
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Da saß sie nun. Dunkler Hosenanzug.
Beine übereinander geschlagen, Haa-
re streng zurückgebunden, mit den
Händen knetete sie eine Videocassette
mit dem berühmten Gaus-Dutschke-
Interview vom Dezember 1967, wäh-
rend auf der Leinwand gerade ihr ei-
gener Film lief, den sie gebannt ver-
folgte, als sähe sie ihn zum ersten Mal.
Bettina Röhl (45), Journalistin, Toch-
ter der Terroristin Ulrike Meinhof, war
so etwas wie der Stargast in Tutzing,
da konnten Medienprofis wie Ex-
Staatsminister Hans Maier, Publizist
Wulf Schönbohm oder PEN-Präsident
Johano Strasser am Rednerpult noch
so sehr die Federn aufstellen.
Zum unerschöpflichen Jubiläumsthe-
ma „Die 68er“ hatte Direktor Heinrich
Oberreuter in seine Akademie für po-
litische Bildung geladen – trotz der
längst rollenden Gedenkwelle auf al-
len Kanälen ein Publikumsrenner, auch
wenn das drei Tage lang ausgebuchte
Haus am See fast ausschließlich von
jener Generation bevölkert wurde, die
damals vor 40 Jahren dabei gewesen
war und heute graubärtig und pensi-
onsberechtigt ist.
Und obwohl der „Marsch durch die
Institutionen“ als Thema ausgegeben
worden war, geriet das Ganze schnell
zum Dauerfeuer auf den „Mythos
1968“, der heute noch den Blick dar-
auf verstelle, dass es eine direkte Li-
nie gebe von der bunten Pop-Revolu-
tion rund um Beatles, Busen, Bürger-
bewegung zum blutigen Terror der
RAF einige Jahre später. Das Publikum
applaudierte und wagte nur stellen-
weise ein vorsichtiges „Ja, aber....“.
Auf die Barrikaden steigt man offen-
bar nicht mehr, wenn die Bandschei-
ben zur Vorsicht mahnen.
Dabei hatte Bettina Röhl so einiges im
Repertoire, das echte 68er zur Weiß-
glut bringen müsste. Die antiautoritä-

re Bewegung („ein Etikettenschwin-
del“) sei von Beginn an von den Kom-
munisten in Ostberlin bezahlt und ge-
steuert worden, sie habe eine „Sekten-
struktur“ aufgewiesen mit „Erlösungs-
formel, Hybris und Wahnzustand“. ...
Als dem Publikum – das zwischen
Ächzen und Faszination schwankte –
vorsichtig angemahnt wurde, man kön-
ne doch die RAF nicht einfach so zum
Beiwerk der 68er machen, schlug Röhl
sofort wieder zu: „Das war sie auch
nicht, sondern deren Speerspitze.“ Das
war aus dramaturgischer Sicht ein

Michael Grill in der ABENDZEITUNG vom 14. Januar 2008:

Vom Busen zur Bombe?
Bettina Röhl provoziert in Tutzing die 68er mit gewagten Thesen zu RAF, Terror und Gewalt

(Siehe Bericht Seite 13)

schöner Knaller, der allerdings in sei-
ner Lautstärke alles davor mühsam
Analysierte hinwegzufegen drohte.
Politik-Professor Oberreuter, revoluti-
onärer Umtriebe eher unverdächtig,
hatte gleich zu Beginn darauf hinge-
wiesen, dass „68“ eine „gehörige Men-
ge frischer Luft ins Land gebracht“
habe, bevor er später seinem Publikum
systemtheoretisch entschwebte und
„den durch die 68er beschleunigten
Prozess hin zu einer partizipationsge-
prägten Politikkultur“ beschrieb. ...

... Es ist mal wieder so weit. Die 68er
haben Geburtstag. 40 Jahre ist es her,
als APO und SDS die Politik aufmisch-
ten, Kommune 1 die freie Liebe prak-
tizierte, der „Muff von 1000 Jahren“
aus den Universitäten gefegt wurde. 68
war ein Jahr des Umbruchs und sehr
gegensätzlicher Strömungen. ...
Wer nun glaubte, auf der Tutzinger
Politologen-Tagung wäre die Bedeu-
tung von 68 für die Bundesrepublik ein
wenig weiter geklärt worden, der wur-
de enttäuscht. Man lernte stattdessen,
dass das politische Handeln des dama-
ligen Bundeskanzlers Kurt Georg Kie-
singer nicht zur demokratisch gewan-
delten Mentalität der Bevölkerung der
späten 60er Jahre passte, dass bil-
dungsreformerische Ansätze auch
schon von dem damals der FDP ange-
hörenden Soziologen Ralf Dahrendorf
vertreten wurden, welche Auswirkun-
gen 68 auf die Politikwissenschaft hat-
te oder dass die 68er – wen wundert es
– für die extreme Rechte der politische
Feind war. ...
Man warf auch einen Blick auf die
parallelen Ereignisse in Nachbarstaa-

ten, auf die nahezu bürgerkriegsähnli-
chen Zustände im Pariser Mai, auf die
hier weniger bekannten März-Unruhen
in Polen und den Prager Frühling von
1968. Aber wieso eigentlich kam es
1968 zu Protesten in so unterschiedli-
chen Ländern?, fragte Miachel Greven
von der Universität Hamburg. Im Ost-
block stritt man um Meinungsfreiheit
und Pluralismus. Im Westen dagegen
hielt man den Pluralismus für eine bür-
gerlich kapitalistische Ideologie. Und
unter welchem Zeichen standen die
damaligen Studentenunruhen in Japan,
in Mexiko oder auf den Philippinen?
Michael Greven warnte vor vorschnel-
len Vereinheitlichungen der unter-
schiedlichen Proteste. ...
1968 ist wirklich verdammt lang her,
so merkte man besonders auf der Ta-
gung. Das „Ereignis“ 68 war dort zum
Gegenstand manchmal allzu dröger
wissenschaftlicher Vorträge geworden.
1968 wird eben langsam zur Geschich-
te. Kein Wunder natürlich, sind doch
„die 68er“ mittlerweile großenteils in
Rente gegangen. Und wie es weiter-
geht – am 50. Geburtstag – das kann
man deshalb schon erahnen. ...

Inge Breuer im DEUTSCHLANDRADIO vom 21. Februar 2008:

Deutungen, Bilanzen, Konsequenzen
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Jahrzehntelang war Patriotismus ein
Unwort. Wenn sich überhaupt jemand
an das Thema wagte, dann aus ver-
ständlichen Gründen mit spitzen Fin-
gern. Die Tutzinger Akademie für Po-
litische Bildung packte es jetzt etwas
robuster an, wobei sie die Frage stell-
te, ob der Patriotismus, auch der best-
gemeinte, wie ein Sprengsatz wirken
müsse oder ob er, selbst in volkstümli-
cher Ausprägung, vielleicht eine se-
gensreiche Bindekraft entfalten könne.

Heinrich Oberreuter, der Akademiedi-
rektor, wollte dabei auf mehr hinaus als
die, wie er sich ausdrückte, bei uns
übliche „Nabelschau“. Deshalb hatte
er einen Franzosen, einen Amerikaner
und eine Russin eingeladen, über den
Patriotismus „großer Nationen“ zu re-
ferieren. Dabei unterstellte er einigen
deutschen Tagungsteilnehmern die
Annahme, dass wenigstens in Frank-
reich „patriotisch alles in Butter“ sei,

und sprach hinterher befriedigt von der
Erschütterung dieses Vorurteils durch
Professor Gilbert Merlio. Der Germa-
nist an der Pariser Sorbonne beschei-
nigte seinen Landsleuten eine „tiefe
Identitätskrise“. Trotz unausrottbarer
nationaler bis nationalistischer Rituale
und ungeachtet des Glaubens an eine
wie immer geartete zivilisatorische
Sendung stöhnten die Franzosen vor
allem unter der Dampfwalze der Glo-
balisierung und des Internationalismus
und flüchteten sich deshalb in einen
Patriotismus der Abkapselung. ...

Charles King Mallory, Direktor des
Aspen Instituts in Berlin hält die Ame-
rikaner für überaus patriotisch und be-
glückwünschte sie dazu. Das Kuriosum
des an vielen amerikanischen Schulen
Tag für Tag zu leistenden nationalen
Treueschwurs bezeichnete Mallory als
Möglichkeit, heterogene Gruppen geis-
tig unter einen Hut zu bringen. Eben

Roswin Finkenzeller in der BAYERISCHEN STAATSZEITUNG vom 29. Februar 2008:

Wie patriotisch man korrekterweise sein darf

weil die Vereinigten Staaten das Ein-
wanderungsland schlechthin seien, be-
dürften sie der Bindekraft eines nicht
nur ausgeklügelten, sondern auch emo-
tional geprägten Patriotismus. ...

Eine bis zur Simplizität emotionale
Vaterlandsliebe bekundete Ekaterina
Timoschenkowa von der Russischen
Akademie der Wissenschaften in Mos-
kau. Auch sie verpasste dem berüch-
tigten Hauptwort ein rettendes Adjek-
tiv: Sie rühmte den „pragmatischen
Patriotismus“. Unter „pragmatisch“
fiel alles, was die Leute als angenehm
empfinden. ...

Was aber macht ein Deutscher, der
weder russisch noch französisch noch
amerikanisch empfindet? So hatte die
Akademie nicht gefragt. Sie hatte sich
nach dem Sprengsatz erkundigt, doch
größere Mengen wurden von keinem
Minenhund entdeckt.

Gerhard Summer in der Starnberger SÜDDEUTSCHEN ZEITUNG vom 7. April 2008:

Bekenntnisse zum sozialen Staat und zur Leistungsgesellschaft
Christa Stewens, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger und Franz Maget

diskutieren in Tutzing über Gerechtigkeit und Vorsorge

Wie viel Staat darf’s denn in Zukunft
sein? Viel, sagte Franz Maget, denn die
Marktwirtschaft allein sorge nicht für
soziale Gerechtigkeit. Deutlich weni-
ger, meinte Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger und plädierte für den
Wettbewerb und die Verantwortung
des Einzelnen. Eher mittelprächtig
viel, fand Christa Stewens, die eine
„solidarische Leistungsgesellschaft“
propagierte und die „Balance von Be-
teiligungs- und Verteilungsgerechtig-
keit“ forderte.
Der SPD-Fraktionschef im Landtag,
die CSU-Sozialministerin und die Che-
fin der bayerischen FDP sprachen
gestern in Tutzing zweieinhalb Stun-
den lang über soziale Fragen in Zeiten

von Globalisierung und demographi-
schem Wandel und stellten dar, wel-
che Antworten die Programme ihrer
Parteien parat halten. Der öffentliche
Diskurs in der Politischen Akademie
war Abschluss eines Seminars über
„Gerechtigkeit und Solidarität im neu-
en Sozialstaat“.
Bei allen Schnittmengen, die aus den
Ansätzen von SPD, CSU und FDP re-
sultieren – deutlicher Dissens ergab
sich in der Diskussion bei Themen wie
Privatisierung, Mindestlohn oder pri-
vate Altersvorsorge. Nach Magets An-
sicht ist der handlungsfähige, vorsor-
gende Staat mit seinen Sicherungssys-

temen wichtiger denn je, denn er ga-
rantiere soziale Gerechtigkeit. Zu-
gleich warnte er vor den „Aposteln der
Privatisierung“. Leutheusser-Schnar-
renberger erklärte, Privatisierung,
wenn auch nicht um jeden Preis, sei
für die FDP kein Schimpfwort. Allein
das Beispiel der Bayerischen Landes-
bank lehre, dass diese Debatte geführt
werden müsse. Stewens wiederum
meinte, drei Viertel aller Krankenhäu-
ser in Bayern seien in kommunaler
Hand, das solle auch so bleiben. In
Sachen Steuerpolitik müsse man frei-
lich prüfen, was der Staat und was der
Bürger künftig leisten muss.

(ausführlicher Tagungsbericht im nächsten Heft)

(Siehe Bericht Seite 11)
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... Zumindest ist es schwieriger denn
je, ein Politikfeld zu benennen, das
aufgeht im Bezug zur Patria und nur
zu ihr. Ökonomie ist Weltökonomie,
und nach ökonomischen Kriterien
werden fast alle Entscheidungen ge-
troffen. Ein Ausweg aus der Begriffs-
krise könnte dann bestehen, den Patri-
otismus als Tugend- und Geschmacks-
lehre neu zu erfinden – auf gewisser-
maßen vorpolitischem Grund. Ge-
schmeidig gelang diese Reformulie-
rung dem Bonner Historiker Volker
Kronenberg. Bei einer Tagung der
Akademie für Politische Bildung Tut-
zing definierte er Patriotismus als „frei-
williges solidarisches Gemeinwohl-
handeln der Bürger“.
Doch Kronenbergs reine Scheidung
des „pervertierten Patriotismus“ der
Hitlerzeit vom heutigen „aufgeklärten,
freiheitlichen, republikanischen Patri-
otismus“ stieß auf Widerspruch. Der
Patriot sei immer und überall ein po-
tentieller Gesinnungstäter, scholl es
ihm entgegen. Kronenberg beharrte:
Man müsse dem schwierigen Begriff
seinen „strengen Geschmack“ nehmen.
Eine Gesellschaft sei ohne Patriotis-
mus nicht lebensfähig, er sorge für jene

Voraussetzungen, die der Staat nicht
garantieren könne. Auf dieser Ebene
der Empirie hat Kronenberg Recht.
Das  „neue Nachdenken über einen
zeitgemäßen Patriotismus“ könne man
konstatieren. Begonnen habe der „Ab-
schied vom postnationalen Nirwana“
unter Kanzler Gerhard Schröder. Der
Kosovo-Einsatz der Bundeswehr
1999, der „deutsche Weg“ im Irakkon-
flikt 2003 und die erstmalige Teilnah-
me eines Kanzlers an den Siegesfei-
ern der Alliierten 2004 seien die Weg-
marken.
Kronenbergs Versuch, den Patriotis-
mus durch Fundierung im bürger-
schaftlichen Gemeinwohl aus seiner
„Grauzone mit dem Nationalismus“ zu
befreien, stieß sich in Tutzing hart mit
den Grundannahmen der Professoren
Vorländer und Schwarz.
Für den Dresdner Politologen Hans
Vorländer ist Patriotismus ein „Kampf-
begriff“, reizbar und unscharf an den
Rändern, dessen Milderung allenfalls
durch eine Prise Zivilreligion und ei-
nen Grundstock an Verfassungspatri-
otismus gelingen kann. Vorländer ver-
schwieg nicht, dass auch diese Kon-
zepte ihr Dunkel haben. Das Bekennt-

Alexander Kissler in der SÜDDEUTSCHEN ZEITUNG vom 28. Februar 2008:

Zwischen postnationalem Nirwana und Auflösungselend

nis zur Zivilreligion falle in Deutsch-
land, das eine zivilreligiöse Tradition
nicht kenne, schwer. Den Verfassungs-
patriotismus hingegen in seiner ur-
sprünglichen Fassung mag Vorländer
nicht verabschieden. Staatsfreund-
schaft der Bürger sei geradezu die
Möglichkeitsbedingung politischer
Vergesellschaftung. Nur so könne „In-
tegration durch Konflikt“ gelingen:
indem die Verfassung das gemeinsa-
me Dritte der Konfliktparteien sei.
Werte entstünden, wenn man Regeln
befolge. Bekannt sind die Einwände
gegen den Verfassungspatriotismus.

Hans-Peter Schwarz nannte ihn 1990
eine „dünnblütige Professorenfiktion“.
Der Bonner Emeritus wiederholte sein
Verdikt nicht, präsentierte stattdessen
ein gewichtiges Veto: Verfassungspa-
triotismus sei unter der Regentschaft
Draculas nicht möglich. Immer näm-
lich könne das sozial integrierende
Zentrum nur die Konstitution eines klar
umrissenen Staates sein. Damit aber,
mit dem „Staat der Neuzeit“ und mit
der Trias aus Territorium, Staatsvolk
und Staatssouveränität, sei Schluss. ...

Vor einer Privatisierungseuphorie ha-
ben am Sonntag bei einer Tagung in
der Akademie für Politische Bildung
die bayerische Sozialministerin Chris-
ta Stewens (CSU) und der SPD-Frak-
tionsvorsitzende im Bayerischen
Landtag Franz Maget gewarnt. Ste-
wens trat für den Erhalt kommunaler
Krankenhäuser ein, denn deren Ver-
kauf biete keine Sicherheit für die
Versorgung der Bevölkerung. Auch

EVANGELISCHER PRESSEDIENST vom 6. April 2008:

Maget und Stewens warnen vor Privatisierungseuphorie
Zentrale gesellschaftliche Bereiche nicht nur dem Markt überlassen

private Betreiber machten Pleite und
dann müsse sich die Öffentliche Hand
sowieso wieder engagieren, führte die
Ministerin aus.
Franz Maget sprach sich dafür aus,
„alle gesellschaftlichen Bereiche, die
zentral für die Menschen sind, nicht nur
dem Markt zu überlassen“. Er nannte
als Beispiel die kommunale Daseins-
vorsorge und die kommunalen Sparkas-
sen, die es zu erhalten gelte.

Die FDP-Landesvorsitzende Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger betonte,
dass „Privatisierung nach wie vor kein
Schimpfwort ist“. Man dürfe den Staat
nicht überfordern. Solidarität müsse
„auch von der Bürgergesellschaft ge-
schaffen und nicht nur vom Staat or-
ganisiert werden.

(Siehe Bericht Seite 11)

(ausführlicher Tagungsbericht
im nächsten Heft)
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J u n i

22-3 1. – 3. Juni
Radio-Workshop für Lokalradiojournalisten
In Zusammenarbeit mit dem Projektteam Hörfunk der Bundeszentrale für politische Bildung
Leitung: Michael Schröder / Berthold M. Flöper
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

23-2 6. – 7. Juni
Kommunalpolitisches Forum: Urbanität und Ökologie in unseren Städten
In Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Städtetag
Leitung: Josef Deimer / Heinrich Oberreuter
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

24-1* 9. – 11. Juni
Kirchen in der SED-Diktatur
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Jürgen Weber / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

24-2 11. Juni
Akademiegespräch im Landtag
Leitung: Heinrich Oberreuter
Sekretariat: Karin Sittkus Tel. 08158/256-49

24-4 15. Juni
11. Tetralog im Rahmen der Europäischen Wochen Passau
Leitung: Heinrich Oberreuter
Sekretariat: Sybille Haug Tel. 08158/256-47

25-1 20. – 21. Juni
4. Forum Menschenwürdige Wirtschaftsordnung:
Moral und Freiheit – Verliert die Wirtschaft ihre normative Basis?
In Zusammenarbeit mit dem Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH)
Leitung: Heinrich Oberreuter / Ulrich Blum / Wolfgang Quaisser
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

26-1* 23. – 25. Juni
Einkommensarmut und Bildungsarmut in Migrantenfamilien –
Wege aus dem Teufelskreis
In Kooperation mit dem Arbeitskreis „Kooperation im Ausländerbereich“
(AKIA) der LHS München
Leitung: Karl-Heinz Willenborg
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

26-2* 25. – 27. Juni
Die alternde Republik – eine gesellschaftspolitische Herausforderung
In Zusammenarbeit mit dem Deutschen Evangelischen Frauenbund,
dem Deutschen Frauenring und dem Katholischen Frauenbund/ Landesverbände Bayern
Leitung: Jürgen Weber
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
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26-4 27. – 28. Juni
Afrikas Weg in die Zukunft Chancen und Perspektiven
In Zusammenarbeit mit der Petra-Kelly-Stiftung
Leitung: Stefan Köppl / Gerd Rudel
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

J u l i

27-1 2. – 4. Juli
Der deutsche Föderalismus in Europa – Ein Verfassungsgrundsatz wird modernisiert
Leitung: Gero Kellermann
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

27-2 4. – 5. Juli
Korruption und Organisierte Kriminalität – Internationale Strategien zu ihrer Bekämpfung
In Zusammenarbeit mit dem Landesverband Bayern der Deutschen Gesellschaft
für die Vereinten Nationen
Leitung: Saskia Hieber / Ulrike Renner
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

28-1* 7. – 11. Juli
Fremdenfeindlichkeit als gesellschaftliches Problem
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Schröder / Tanja Berthold
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

28-5 11. – 12. Juli
Global Economic Governance – Das Management der
Weltwirtschaft ein Jahr nach Heiligendamm
In Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl für Internationale Politik der Ruhr-Universität Bochum
Leitung: Saskia Hieber / Wolfgang Quaisser / Stefan Schirm
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

30-2 25. – 27. Juli
Erosion der Medienfreiheit?
Leitung: Gero Kellermann / Michael Schröder
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

31-2* 28. Juli – 1. August
Politische Theorie
Lehrgang zur Erlangung der Fakultas in Sozialkunde an Gymnasien
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Gero Kellermann / Michael Spieker / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

31-3* 28. Juli
Internationale Sicherheitspolitik im 21. Jahrhundert
In Kooperation mit Studienseminaren für berufliche Schulen in Südbayern
Leitung: Karl-Heinz Willenborg
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46
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Themen   Tagungen   Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel-
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr
Verständnis!

32-1* 4. – 7. August
Fragen zur Zeitgeschichte – Probleme der Gegenwart
Ferienseminar 1
Für Geschichts- und Sozialkundelehrer/innen
Leitung: Jürgen Weber
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

32-2             7. – 10. August
Aktuelle Verfassungskontroversen
Ferienseminar 2
Leitung: Gero Kellermann
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

36-1* 1. – 4. September
Bedrohungen für die Weltwirtschaft
Ferienseminar 3
Leitung: Wolfgang Quaisser
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

36-2* 1. – 4. September
Terrorismus und islamischer Fundamentalismus
In Zusammenarbeit mit der Karl-Theodor-Molinari-Stiftung
Leitung: Saskia Hieber / Jörg Zelt
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

36-5* 4. – 9. September
Deutsch-russische Historikerkonferenz
Leitung: Heinrich Oberreuter
Sekretariat: Sybille Haug Tel. 08158/256-47

37-3 11. – 14. September
Sommerakademie – Nachwuchstagung ASIEN
In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung
Leitung: Saskia Hieber
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

S e p t e m b e r

A u g u s t

E-Mail-Adressen der Sekretariate:

Sybille Haug Chefsekretariat@apb-tutzing.de

Heike Schenck H.Schenck@apb-tutzing.de
Renate Heinz R.Heinz@apb-tutzing.de
Ina Rauš I.Raus@apb-tutzing.de

Karin Sittkus K.Sittkus@apb-tutzing.de
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37-2* 8. – 10. September
Empirische Forschung zum historischen Lernen
Empirical Research on History Learning
Recherche empirique sur l’apprentissage de l’histoire
In Zusammenarbeit mit der Internationalen Gesellschaft für Geschichtsdidaktik
Leitung: Michael Spieker / Elisabeth Erdmann
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

37-4* 12. – 14. September
Conflict and Consensus: German Politics and Society in Transition
In Zusammenarbeit mit der Political Studies Association
Leitung: Michael Spieker / Gerd Strohmeier
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

38-1* 17. – 19. September
China und Indien – Weltmächte oder taumelnde Riesen?
In Kooperation mit dem Verband des Landwirtschaftlich-Technischen Dienstes in Bayern e.V.
Leitung: Karl-Heinz Willenborg
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

38-3 19. – 20. September
„Medien-Lust und Medien-Nutz“
Trends bei Service- und Ratgebersendungen im Fernsehen
In Zusammenarbeit mit dem Münchner Arbeitskreis Öffentlicher Rundfunk (MAR)
Leitung: Michael Schröder / Walter Hömberg
Sekretariat: Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

39-4 22. – 26. September
Mit spitzer Feder
Kommentar- und Glossenwerkstatt mit Peter Linden
In Zusammenarbeit mit dem Institut für Journalistenausbildung an der Universität Passau
Leitung: Michael Schröder / Helmuth Rücker
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

39-5* 22. – 26. September
Fakultaserwerb Sozialkunde I/4: Soziologie
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Karl-Heinz Willenborg / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

39-3            26. – 28. September
Datenschutz, Informationsfreiheit und das Internet
In Zusammenarbeit mit der Hochschule München,
Fakultät für Informatik und Mathematik
Leitung: Gero Kellermann / Rainer W. Gerling
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46
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Förderkreis der Akademie für Politische Bildung e.V.

EINLADUNG  ZUR  MITGLIEDSCHAFT

1988 haben einige der Akademie nahestehende Persönlichkeiten den Förderkreis der Akademie für Politische
Bildung gegründet mit dem Ziel, die Bildungsarbeit der Akademie bei jenen Projekten finanziell zu unterstützen,
die nicht durch staatliche Haushaltsmittel realisiert werden können. 1. Vorsitzender des Vereins ist seit Juli
1995 Oberstleutnant a. D. Gernot Abendt aus Tutzing. Der Anfang wurde 1989 mit der Ausschreibung eines
Schülerwettbewerbs zum Thema “40 Jahre Bundesrepublik Deutschland” gemacht; es folgte finanzielle
Hilfestellung bei der Gewinnung bedeutender Referenten für zahlreiche wichtige Tagungen, bei Publikations-
projekten und der Ausstattung der Akademie durch  projektbezogene Spenden. Nicht zuletzt wurde der
Akademiebus durch den Förderkreis finanziert.

Wir möchten Sie herzlich zur Mitgliedschaft im Förderkreis einladen, um so den Kontakt zu vertiefen, der
durch den Bezug des Reports oder Teilnahme an Tagungen bereits besteht. Der Förderkreis ist als gemeinnütziger
Verein anerkannt und somit berechtigt, Spendenquittungen auszustellen. Der Mitgliedsbeitrag beträgt Euro
30,– im Jahr; die Vereinssatzung wird Ihnen auf Anforderung gerne zugesandt. Über neue Mitglieder würden
wir uns sehr freuen.

Geschäftsstelle: 82327 Tutzing, Buchensee 1, Tel. 08158/256-0 / Fax: 08158/256-51
Bankverbindung: Kreissparkasse München Starnberg, BLZ 702 501 50

Konto-Nr. 430 592 477

Förderkreis der
Akademie für Politische Bildung e. V.

82323 Tutzing

BEITRITTSERKLÄRUNG

Hiermit erkläre ich meine Mitgliedschaft im Förderkreis der Akademie für Politische Bildung.

 Den Mitgliedsbeitrag überweise ich.

 Ich bitte um Übersendung einer Einzugsermächtigung.

Name, Vorname:  ....................................................................................................................

Titel, Beruf:  ............................................................................................................................

Anschrift, Telefon, E-Mail:  ...................................................................................................

Datum, Unterschrift:  ..............................................................................................................
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Namen  und  Nachrichten
aus der Akademie

Ich interessiere mich für folgende Seminare und bitte um Zusendung der ausführlichen Tagungsprogramme:
(aus organisatorischen Gründen bitte maximal fünf Seminarnummern angeben)

...........................................................................................................................................................................................
Etwa  4 - 6  Wochen vor Seminarbeginn erhalten Sie von uns die Unterlagen für Ihre verbindliche Anmeldung.

Name.........................................................................................      Vorname......................................................

Straße..................................................................................................................................................................

PLZ...........................Ort......................................................................................................................................

Tel................................................     Fax....................................      E-Mail..........................................................

Beruf/Institution..........................................................................      Geburtsjahr.................................................

Mit dieser Rückmeldung erkläre ich mein Einverständnis zur Verwendung meiner persönlichen Daten im Rahmen der tagungs-
bezogenen Datenverarbeitung der  Akademie für Politische Bildung Tutzing

K O L L E G I U MD I R E K T O R

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter hielt sich im Rah-
men einer Programmevaluation zehn Tage zu Gesprä-
chen in Polen auf. Vor dem Kuratorium der Konrad-
Adenauer-Stiftung und in München referierte er über
die Perspektiven des deutschen Parlamentarismus und
Parteiensystems. In Nürnberg sprach er über die Zu-
kunftsperspektiven der Politik in Bayern und Deutsch-
land, in Ottobrunn über Bayern in der „Nach-Stoi-
ber-Ära“, in München über Politikverdrossenheit und
die Zukunft der Volksparteien sowie in Passau über
Politik als Kunst der Inszenierung. In Berlin führte
er ein Streitgespräch mit Oskar Negt über die Theo-
rien der 1968er.

Dr. Saskia Hieber sprach an der Royal Norwegian Air Force
Academy über „China’s Defence Doctrine and Energy Security
Interests“, hielt im Rahmen einer Ringvorlesung der TU Dres-
den und der Konrad-Adenauer-Stiftung einen Vortrag über
„Staatlichkeit und Alternativen zum westlichen Modell in Chi-
na“ und referierte an der NATO School in Oberammergau über
„Chinese Security Interests“.

Michael Spieker beginnt am 15. Mai seine Tätigkeit als Wis-
senschaftlicher Assistent mit dem Aufgabengebiet „Politische
Ethik und Grundwerte“ und tritt damit die Nachfolge von Miriam
Wolf an. Eine ausführliche Vorstellung folgt im nächsten Heft.

Stefan Köppl stellte in Breslau die Akademie vor und referierte
über politische Bildung in Bayern. Im Sommersemester 2008
bietet er im Rahmen eines Lehrauftrags an der Universität Pas-
sau ein Proseminar zum Thema „Gesellschaften zwischen Spal-
tung und Zusammenhalt“ an.

Zu Gast in der Akademie

Dr. Ekaterina Timoschenkowa, Historikerin an der Russischen
Akademie der Wissenschaften in Moskau, nutzte ihren Aufent-
halt an der Akademie (s. Seite 12) für ihre Forschungen zum
politischen System der Bundesrepublik Deutschland, insbeson-
dere zum Parteiensystem im Vorfeld der Bundestagswahlen
2009.

Walter Eisenhart, wissenschaftlicher Mitarbeiter an
der Kath. Universität Eichstätt, forschte an seinem
Dissertationsprojekt im Archiv des Landesverbandes
Bayern der Deutschen Vereinigung für Politische
Bildung, das in der Akademie untergebracht ist. Er
arbeitet über das Verhältnis von historischer und po-
litischer Bildung im Vergleich Bayern und Nordrhein-
Westfalen.

Dr. Jindrich Urban, Kultursoziologe an der Karls-Universität
Prag, forschte  zu den Einflüssen von Politik und Medien auf
Familien und zwischenmenschliche Beziehungen.


